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60. Plenarsitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am Mittwoch, dem 28. April 1954 

Die Sitzung wird um 9.40 Uhr durch den Präsidenten 
Wolters eröffnet. 

Präsident Walters: 

Meine Damen und Herren! Die 60. Sitzung des Land
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Beisitzer zur 
heutigen Sitzung sind die Herren Abgeordneten Gän
!ler und Demmerle. Die Rednerliste führt der Herr Ab
geordnete Gänger. Entschuldigt wegen Erk1·ankung sind 
die Herren Abgeordneten Dr. Finck, Mieden und Frank. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich bekannt
zugeben, daß das WahJprüfungsgt-rirht beim Landtag 
gemäß Urteil vom 25. Män dieses Jahres festgestetlt 
hat , daß das Mandat des Herrn Abgeordneten Staats
minister Dr. Wilhelm Nowack solange ruht, wie er sein 
Amt ~ls Staatsminister innehat. Das Wahlprülungsge
richt hat ferner festgestellt, daß der Herr Abgeordnete 
Dr. Helmut Kloft durch Verzichterklärung seine Mit
gliedschi>ft im Landtag verloren hat. Der Landeswahl
leiter hat auf Grund des Urteils mit Schreiben vom 
9. April als Nachfolger in den Landtag einberufen Herrn 
\Verner Klein aus Höhr-Grenzhausen. Herr Klein ist 
hier anwesend. Ich begrüße ihn und v:ünsche ihm für 
seine politische Arbeit im H~use alles Gute. 

{Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Icil habe dann noch die 
angenehme Pflicht. am heutigen Tage unserem Herrn 
Abgeo1·dneten Tönges, der am 31. M~rz 1954 sein 60. 
Lebensjahr vollendet hat, die besten Wünsche des Hau
ses zu übermitteln. 

{Beifall des Hauses.) 

Der Herr Abgeordnete Tönges hat das Wort. 

Abg. Tönges: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Gestatten Sie mir, für die Glückwünsche und 
die schönen Blumen Ihnen meinen herzlichsten Dank 
auszusprechen. Eine gewisse Befriedigung geben mir 
die 60 Jahre, da es mir durch meine Gesundheit und 
auf Grund meiner Politischen Ämter vergönnt war, am 
Aufbau unseres Landes Rheinland-Pfalz und seiner de
mokratischen Einrichtungen mitzuarbeiten. Soweit mir 
unser Herrgott noch die K.ra.ft und die Gesundheit 
schenkt, werde ich mich in diesem Sinne auch weiter
hin betätigen. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Wir haben heute auf der 
Zuschauertribüne als Gasthörer Frauen aus Trier, die 
als Stadträte oder in Wohlfahrtsverbänden tätig sind, 
sowie Jugendliebe aus der Pfälzer Bauern- und Win
zerschaft Kaiserslautern. Ich darf die Gasthörer herz
lich begrüßen. 

(Beifall des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung, die 
Ihnen gedruckt vorliegt, ist im Ältestenrat bzw. gestern 
im Einvernehmen mit den Fraktionsführern aufgestellt 
worden. Dazu hat die Fraktion der SPD heute mor~n 
den Antrag gestellt, die Drucksaclte IU840, die soeben 
an Sie verteilt wurde, ebenfalls auf die heutige Tages
ordnung zu setzen. Gleichzeitig hat die Fraktion der 
SPD heute vormitta.g den Antrag gestellt, die Kleine 
Anfrage - Drucksache III/652 -, die nadl der Geschäfts-

ordnung nicht fristgemäß beantwortet worden ist, heut~ 
auf die ~esor<inung zu setzen, damit sie mündlich be
antwortet werden kann. 

Ist das Haus mit der Erweiterung der Tagesordnung 
e inverstanden? - Der Herr Abgeordnete Motz von der 
FDP-Fraktion hat das Wort. 

Abg. Motz: 
Ich bitte, den Urantrag 11/752, der als Punkt 3 der 

Tar;esordnung hier zur Beratung ansteht, an den 
Hauptausschuß zmiidc:zuverweisen. In dem Schreiben 
des Herrn Ministerpräsidenten an den Vorsitzenden 
des Hauptausschusses, den Herrn Kollegen Roth, wurde 
nämlich auf diesen Antrag Bezug genommen. Es hat 
sich aber herausgestellt, daß unsere Organe nicht so 
verfahren, wie es in dem Sdlreiben des Herrn Mini
sterprtisidenten angedeutet ist. Aus diesem Grunde 
bitten wir, diesen Urant.rag nochmals an den Haupt
ausschuß zu übe1·wei:>t>n. Wir bitten die Regienmg, uns 
einen Überblick über diese pensionierten Beamten des 
Jahres 1953 z.u geben. 

Weiter bitte ich. den Punkt 7 der Tagesordnung als 
erledlg-t zu betrachten, weil im Ordentlichen Etat 
120 000 DM zur Zinsverbilligung für Darlehen an 
schwerfrostgeschädigte Weinbaubetriebe wrgesehen 
sind. 

Prll.sident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Ich würde Ihnen vor
schlagen, die Angelegenheit zum Punkt 3 bei Aufruf 
dieses Punktes zu behandeln. Ich halte das für zweck
mäßiger und richtiger. Das Wort hat der Herr Abge
ordnete Völker. 

Abg. Völker: 
Der Antrag kann ohne weiteres in zweiter Beratung 

behandelt und vor der dritten Beratung nochmals in 
den Ausschuß zurückverwiesen werden. 

Präsident Wolters: 
Ich stelle anheim, diese Angelegenheit beim Auf

ruf zu behandeln. Das Wort hat der Herr Landwirt
sdlaftsmini.ster Stübinger zur Tagesordnung. 

Landwirtschaftsminister Stübinger: 
Bei der Kleinen Anfrage IIli652 handelt es sich 

weitgehend um eine Erhebung über den besonderen 
Raubbau, der sich in der letzten Zeit durch die sehr 
starken Bedürfnisse an Kies im Rahmen der Militär
bauten ergeben hat. Wir erhielten die Anfrage am 
29. Januar 1954. Die SPD fordert in dieser Anfrage 
eine genaue Untersuchung durch die Landesregierung, 
l. ob sie bereit ist, durch Erlaß geeigneter Vorschrif
ten die vorderpfälzische Landwirtschaft vor großem 
Schaden zu bewahren; 2. ob sie prüfen wird, inwieweit 
die in Frage kommenden Firmen für den entstandenen 
Schaden verantwortlich gemacht werden können. 

Wir haben von uns aus am 22. Februar einen Be
scheid gegeben, daß wir die Kleine Anfrage nicht so
fort beantworten können. Das ist wohl selbstverständ
lich; denn Sie dürfen nicht vergessen, es ist nicht sehr 
einfach. in allen diesen Einzelfällen bei den F irmen 
weitgehend festzustellen, inwieweit wir die Firmen für 
den Schaden, der hier entstanden ist, zur Verantwor
tung ziehen können . 

Ich würde darum bltten, daß die SPD-Fraktion da
mit einverstanden ist bzw. das Hohe Haus, daß ich die 
Anfrage III/652 in der nächsten Landtagssitzung münd
lich beantworte. 

(Abg. Völker: Einverstanden!} 
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Prl!.sidcnt Wolters: 
Der Herr Abgeordnete Hertel hat das Wort. 

Abg. Hertel: 
Wir würdigen die Schwierigkeiten, die der Herr 

Minister soeben vorgetragen hat, erwarten aber be
stimmt, daß die Erledigung der Angelegenheit in dem 
von uns beantragten Sinne in der nächsten Landtags
sitzung endlich erfolgt. 

Präsident .Wolters: 

Meine Damen und Herren! Das Haus beschließt also, 
daß die Beantwortung der ·Kleinen Anfrage III/652 
als Punkt 1 auf die Tagesordnung der nächsten Land
tagssitzung gesetzt wird. Das Haus ist damit einver
standen. 

Sonstige Einwendungen gegen die Tagesordnung 
werden nicht erhoben. Die Tagesordnung ist damit in 
dem vorgesehenen Umfang angenommen. Ich sdllage 
dem Hause vor, daß wir zu Beginn der Tagesordnung 
als Punkt 1 oder Punkt 1 a - wenn Sie so wollen - den 

Urantrag 11/840 der Fraktion der SPD 

behandeln. Die Begründung erfolgt durch den Herrn 
Abgeordneten Hertel. 

Abg. Hertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Nach 
wohlbeschwingten Stunden am gestrigen Abend tritt 
heute der Ernst der Arbeit des Landtages wieder an 
uns heran. Dieser Ernst findet in der Tagesordnung 
heute :>einen besonderen Niederschlag in dem von der 
SPD gestellten Antrag auf Einsetzung eines Parlamen
tarischen Untersuchungsausschusses, der die Aufgabe 
haben soll, die Beträge festzustellen, welche den Tier
seuchenkassen im nördlichen und südlichen Landesteil 
in den Jahren 1951 und 1952 erstattet wurden. 

Zur Begründung . des SPD-Antrages sei au! folgen
des hingewiesen. Die SPD-Fraktion hat keineswegs die 
Absicht, die im Artikel 91 der Landesverfassung ge
gebenen Möglichkeiten der Einsetzung eines Parlamen
tarischen Untersuchungsausschusses zu mißbrauchen. 

Bei dem heute vorliegenden Fall liegt die Schuld, 
daß dieser Antrag gestellt werden mußte, völlig ein
deutig beim Innenministerium. Es ist bekannt, daß 
schon seit Jahren der bestimmte Eindruck entsteht, daß 
die der pfälzischen Landwirtschaft zustehenden Erstat
tungen für geleistete Beiträge besonderer Art an die 
Tierseuchenkasse in Bayern seitens der Landesregie
rung nicht ebenso behandelt werden wie in dem nörd
lichen Teil des Landes bei den in Betracht kommenden 
Tierseuchenkassen. 

Der Hauptausschuß des Landtages hat seinen Willen, 
in der Angelegenheit endlich einmal Klarheit zu schaf
fen, dahingehend ausgedrückt, daß eine bereits be
stehende dreiköpfige Rechnungsprüfungskommission, 
der drei Abgeordnete angehören, verpflichtet wird, die 
entsprechenden Feststellungen über die Beitragslei
stung des Landes zu machen. Es hätte sehr nahe
gelegen, daß auch die zuständigen Stellen der Landes
regierung bereit und aufgeschlossen gewesen wären, 
bei der Klars~ellung der Angelegenheit mitzuwirken. 
Zu unserem tie.fen Bedauern müssen wir folgendes 
feststellen. Wir würdigen aufrichtig den zähen Kampf, 
den der Herr Innenminister Dr. Zimmer gegen sturen 
I~ormalismus auf allen Gebieten seines weitverzweig
ten Ministeriums führt. Leider scheint derselbe nur 
theoretisch geführt zu werden. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Der vorliegende Fall beweist, daß man nicht gewillt 
ist, in der praktischen Konsequenz die naheliegenden 
Schlußfolgerungen zu ziehen. So hat Herr Innenmini
ster Dr. Zimmer es abgelehnt zu gestatten, daß die 
drei erwähnten Mitglieder des Landtages Einblick in 
die Unterlagen nehmen, der vermutlich recht schnell 
die Erledigung des ihm gewordenen Auftrages mög
lich gemacht hätte. Er beruft sich dabei auf den Ar
tikel 37 der Landesvedassung, der die Trennung der 
Gewalten regelt und somit das Verhalten des Herrn 
Innenministers formal durchaus rechtfertigt. Nachdem 
diese Schwierigkeiten gemacht wurden, bestand für die 
SPD-Fraktion die Verpflichtung, zur Durchsetzung des 
vom Hauptausschuß einstimmig gefaßten Beschlusses 
den geeigneten Weg zu suehen. Dieser ist klar im 
Artikel 91 de.- Landesverfassung gegeben, wonach der 
Landtag auf Antrag eines Fünrtels seiner Mitglieder 
die P.flicht hat, Untersuchungsausschüs:>e einzusetzen. 

Der Ordnung halber stellen wir fest, daß bei der 
Stärke der SPD-Fraktion dem gestellten Antrag ent
sprochen werden muß. Es ist daher völlig ilber!lüssig 
- wie das vor einigen Monaten von mehreren Abge
ordneten In Unkenntnis der Zwangsläufigkeit, die sich 
aus dem Artikel 91 im Zusammenhang mit der Zahl 
der antragstellenden Abgeordneten ergibt -, nochmals 
ilber die Notwendigkeit der Einsetzung des Ausschus
ses zu sprechen. Es ist lediglich noch zu beschließen, 
wie stark der zu bildende Ausschuß sein soll Dabei 
sind wir willens, die Angelegenheit keineswegs zu dra
matisieren, und schlagen vor, die Zahl der Mitglieder 
des Ausschusses auf sieben zu beschränken, weil mit 
drei Abgeordneten nach unserer Auffassung dem § 22 
der Geschäftsordnung, wonach die Untersuchungsaus
schüsse nach Maßgabe der Stärke der Fraktion ge
bildet werden milssen, nicht entsprodlen ist. Wir sind 
aber auch bereit, einem Beschluß des Landtages zuzu
stimmen, der die Zahl der Mitglieder dieses Ausschus
ses auf drei festsetzt. 

Abschließend darf ich noch bemerken, daß die Zahl 
der notwendigen Sitzungen davon abhängt, mit welcher 
Bereitschaft und welchem guten Willen die zuständigen 
Stellen der Landesregierung mithelfen, dem Unter
suchungsausschuß die Erfüllung der ihm gestellten 
Aufgabe auf dem schnellsten Wege möglich w machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Prlsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Innenminister Dr. Zimmer: 

Herr Präsidentl Meine verehrten Damen und Herren! 
Der Herr Vorredner hatte ja wohl schon selbst das Ge
fühl, daß er hier etwas beantragt, was beim näheren 
Zusehen nicht so ganz in den Rahmen dessen paßt, was 
eigentlich mit dem Artikel 91 unserer Verfassung be
absk„1-i.tigt ist. 

(Sehr gut! bei der CDU. - Oho-Rufe bei der SPD.) 

So wie die Dinge hier liegen, ist von unserem Stand
punkte aus überhaupt nichts zu untersuchen. Das, was 
Sie zu erfahren wünschen, können Sie so erfahren -
darauf haben Sie einen Anspruch -, und zwar ohne 
Untersuchungsausschuß. 

(Abg. Bögler: Wozu dann der Widerstreit?) 

Meine Damen und Herren! Sie haben im Hauptaus
schuß einen Beschluß gefaßt. Eingangs meiner Ausfüh
n.mgt!n darf ich folgendes feststellen. Bisher ist mir 
der Wortlaut des Beschlusses überhaupt noch nicht zu
geg1angen, obwohl wir wiederholt gebeten haben, uns 
diesen Beschluß zuzustellen. Anscheinend - ich kann das 
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(Innenminister Dr. Zimmer) 

nicht wissen - ist das Büro so überlastet gewesen, daß 
es uns den Beschluß noch nicht zuleiten konnte. Ich 
war daher bei meinen Entscheidungen ~Uf des ange
wiesen, was mir über den Verla'l.tf der Sitzung vorge
tragen worden ist. Danach war es durchaus nicht kl::).r 
- so wie es der Herr Abgeordnete Hertel eben vorge
trs-.zen hat-, daß es sich le<:!<iglich - so habe ich ihn ver
standen - um die Funktion der Rechnungsprüfungs
kommission handelte, die die bereits abgeschlossene 
R~hmmgs!Jrüfung des Jahres 1'951 in einem konkreten 
Punkt erneut zur Einsicht bekommen sollte. 

Gegen einen solchen präzise fo=ulierten Antrag odei:
Beschluß hätten wir selbstverständlich von uns aus 
nicht das geringste einzuwenden gehabt, und zwar aus 
r~htlichen und tatsädllkhen Gründen. Die Zahlen lie
gen vor. An ihnen ist nichts zu rütteln. Sie sind in de,1 
Akten. Ich habe mich lediglich d3gegen gewandt, daß 
hier der Anfang einer Praxis gemacht würde, die wedei· 
mit der Verfassimg noch mit einer guten Zusammen-
3rbeit zwischen Regierung und Landtag auf die Dauer 
zu vereinbaren .gewesen wäre. 

(Sehr wahr! bei den Regierungsparte,ien. - Un-
verständlicher Zwischenruf des Abg. König.) 

- kh bin für Zwischenrufe nur dann dankbar, wenn 
sie so laut sind, daß ich s ie audl verstehe und sofort 
r-r,tworten kann. 

';:~s nun zur Sache von Herrn Abgeordneten Hertel 
:;elbst ausgeführt worden ist, so muß ich mir versagen, 
hier aiuf Einzelheiten ein7.llgehen, da ich .annehme, daß 
zu gegebener Zeit zur Sache selbst dann das Erforder
liche gesagt werden wird. Nur muß im sch.on heute 
ganz <1llg~ein feststellen, daß man unter keinen Um
.~tänden d;won sprechen kann, daß zu irgendeiner Zeit 
seitens dei:- Tierseuchenkasse unseres Landes die Land
wirte in der Pfalz in irgendeiner Form benachteiligt 
worden wären. 

(Hört-Hört-Rufe bei der SPD. - Abg. Bögler: Doch!) 

- Ganz im Gegentenr Wir haben uns jahrelang bemüht 
- der Herr Kollege Rüb ist Zeuge -, die Landwirte der 
Pfalz zu bewegen, Mitg1ieder der Tierseuchenkasse de:; 
nöt·dlichen Gebietes des Landes zu werden. Sowohl die 
ben.tfenen Organe der Tierseuchenkasse der Pfalz als 
auch die Herren Abgeordneten der Pfalz haben es stets 
abgelehnt, den Status der Tierseuchenkasse des Nord
teiles anzunehmen, 

(Abg. Diel: Hört, hört!) 

:ms Gründen, die man respektieren kann. 
(Abg. Bögler: Aha !) 

Sie haben es jedenfalls 2'bgelehnt. Man kann nun 
nicht, wenn man es e.blehnt, einen Kuchen anz:un!;!h-:
men, nschher kommen und SB.<gen: aber die Rosinen des 
Kuchens möchte ich haben. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU.) 

D::1rauf würde dC1s jetzt hinauslaufen. 

Aber meine Damen und Herren, ich bin - wie ge
sagt - bereit, zu gegebener Zeit in allen Einzelheiten 
:rnf diese Dinge einzugehen. Die Dim:e gehen zurüek: 
in die Zeit, in der ich selbst noch Vorsitzender des 
Agrarpolitischen Ausschusses gewesen bin. 

Ich bin also der Meinung, daß die Einsetzung eines 
!;Olchen Ausschusses nicht im Sinne des Artikels 91 
liegt; wenn aber natürlich die :Fraktion einen solchen 
Antrag stellt, dann muß er gebildet werden, obwohl 
nach meiner Überzet4,aung ihm ein eigenes Aufgaben
gebiet nicht ,gegeben ist. Die Landesregierung - daa 
Innenministerium - muß die Hoffnung haben, daß ihr 
erst einmal der Besdl.luß des Ausschusses in aller Form 

zugestellt w.ird, denn bisher sind wir nur auf münd
lichen Vortrag der Beteiligten angewiesen gewesen. Im 
übrigen stehen selbstverständlich der Rechnungsprü
fungskommission die Abschlußakten der Landesregie
rung iür die Tierseuchenkasse jederzeit zur Verfügung. 

{Bravo-Rufe und Beifall bei den Regierungs
parteien.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Ab.geordnete Schmidt von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir hat
ten geglaubt, nP<'h der sehr verbindlichen Begründung 
deg Antrages durch meinen Kolegen Hertel auf eine 
Besprech'Ung verzichten zu können. Aber Art und Um
f:mg der Antwort des Herrn Innenministers machen 
uns dies leider unmöglich. Der Herr Innenminister hat 
n3mlicl1 nicht nur zu unserem Antrag Stellung genom
men, sondern gleichzeitig zu der strittigen Sache. 
Lassen Sie mich daher beide Stellungnahmen trennen. 

Zu dem Vorgang selbst muß ich Ihnen, Herr Innen
minister, schon sa.gen, daß es viel angenehmer für das 
Haus und Sie gewesen wäre, wenn Sie den Mut gehabt 
hätten. hier zuzugeben, dnß in Ihrem Büro ein bedauer
licher Fehl~r passtert i~t. Man sollte solche Dinge zuge
ben, wenn man es clngeste-hen muß. Ich will es Ihnen 
gleich s::1gen. Der Vorgang, von dem unser Antrag aus
geht, besch:irtigl. seit langer Zeit · die Ausschüsse des 
Landtages '.tn<:l i~t in den Ausschüssen des Landtages wie
dcrh".'lt beraten worden. Wir haben bei. den Ausschuß
beratungen unsererseits immer wieder die Auffassung 
vertreten;· daß es nicht um Formalien geht. sondern 
daß es um die Frage geht, oh in dem Seuchenjahr 1951 
die beiden L?nde!:fo\le in berng auf fin:mzielle Unter
stut71mg gleichmäßig behandelt worden sind. Wir haben 
immer die Meinung vertreten, wenn uns das Innen
ministerium nachweist, daß die pfälzische Landwirt
schaft nicht mehr w1d nicht weniger w1terstützt wor
den ist als die Landwirü;c;haH im Nordteil unseres Lan
des, und daß umgekehrt die Landwir tschaft des Nord
teils nidit mehr oder weniger unter~liltzt worden ist 
als die Landwirtschaft der Pfalz, wird sich die Ange
legenheit von selbst erledigen. 

In allen Ausschußsitzungen haben wir das Innen
ministerium um Vorlegung der entsprechenden Zahlen 
~bf>tt>n . In der let?.ten, entscheidenden Sitzung über 
diese Frage habe ich als Vertreter unserer Fraktion 
geradezu händeringend den Vertreter des Innenmini
steriums gebeten : Reden Sie doch nkht immer an den 
Dtngen Völ'hf'l, sondern sl:lgen Sie uns doch endlich. 
welche echten Lelr;tungen für beide Teile aufgebracht 
wurnen . Der Vertreter des Innenministe-riums hat im
mer wie<:ter erkliirt. daß er diese Zahlen nicht bekannt
geben könne; er hat nicht einmal von der Möglichkeit 
Gebr:ittch gem~c'ht. den Aus:schuß zu bitten, dann doch 
weonigstens die Sftz:ung zur Beschaffung der Unter
lagen 2:'l1 'lmterbrt><'hen. Nachdem wir schon vier- oder 
fiinfml\l dRriiber verhan<lelt hatten. wäre es aui eine 
weitere Bespr~hung in einer nächste-n Sitzung auch 

·nicht angekommen, in der d:mn <las Zahlenmaterial 
hätte vorgelegt werden können. Nein, der Vertreter des 
Innenministeriums hat sich buchstäblich geweigE'rt, uns 
die Zahlen bekanntzugeben. Und erst dann habe ich 
namens unserer Fraktion den Antrag gestellt, die vom 
Landtag eingese!.zte Rechnungs - Prüfungskommission 
möge sich die Zahlen selbst besch2 ffen, nachdem sich 
der Vertreter des Innenministeriums dazu außer
st~de ~~kl~rte. Und, Herr Innenminister, wenn Sie 
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i>agten, es sei bei Ihnen ein Fehler unterlaufen, dann 
kann für diesen Fehler nicht der Landt~g und die an
tragstellende Fraktion verantwortlich gemacht werden, 
sondern dann müssen Sie den Fehler in rhrem eigenen 
Hause geradebügeln. Ich nehme an, daß Ihr Vei-treter 
im Ausschuß Ihnen doch über diesen Ablauf Bericht 
erstattet hat. 

Wir wollen mit unserem heutigen Antrag gar nichts 
anderes erreichen, als zu sichern, daß die Ministerien 
die in Ausschüssen und von Abgeordneten gewünschten 
Auskünfte erteilen müssen; und wenn sie sie nicht 
erteilen wollen, dann soll der Landtag die Möglichkeit 
bekommen, sich diese Auskünfte selpst zu beschaffen. 

Niemand bedauert mehr als wir, daß es zu diesem 
Vorgang gekon1men ist; aber diesen Vorgang konnte;, 
S i e abwehren, Herr Innenminister, den konnten w i r 
nkht abwehren. Deshalb muß ich die in Ihren Ausfüh
rungen enthaltenen Vorwürfe entschieden zurückweisen. 

Ich ha.be mit dieser Stellungnahme auch gleichzeitig 
zur Sache das vorgetragen, was im wesentlichen zu sa
gen ist. rn der Sache selbst sollten Sie, Herr Innenmini
ster, nicht die Meinung vertreten, daß aus der Tatsache 
der Nichtzugehörigkeit der pfälzischen Landwirtschaft 
zur Tierseuchenkasse irgendwelche Nachteile für die 
Pfalz abgeleitet werden könnten. Sie wissen, daß die 
Verbindungen der Pfalz zur Bayerischen Tierseuchen
kasse nicht nur eine Frage der alten gebietlichen Über
lieferungswirkungen ist, sondern sie Ist für die pfäl
zischen Bauern eine mehr materielle Angelegenheit. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Sie fürchten, wenn sie aus diesem alten Kassen
verband losgelöst und auf völlig neue Füße ge
stellt werden, daß sie dann jene besondere Schutz
wirkungen verlieren, die sich aus ·einer lnngen Kassen
gem.:insch::;rt n-1it Bayern ergeben. Die u'beriegungen 
der pfälzischen Landwirte muß man verstehen. Ich 
selbst habe wiederholt die Meinung vertreten, daß es 
vielleicht wUnschenswert 'wäre, wenn es zu einer ein
heitlichen K..-:1ssenführung käme; aber das kann man doch 
nicht mit solchen Methoden erreichen. Herr Innenmini
ster. Das k'1nn man doch nur dadurch erreichen. daß 
man mindestens den zuständigen Landtagsausschüssen 
die erforderlichen Unterlagen ntr ordnungsmäßigen 
Prütung der Angelegenheit zugänglich macht. Und ich 
verstehe Ihre ·heutige Stellungnahme nicht. Sagen·· Sie 
nicht uns, der antrAgstellenden Frfl.ktion, sondern sagen 
Sie Ihrem Büro, daß derartige Dinge wie sie geschehen 
sind unterbleiben müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Boden von 

der CDU. 

Abg. Dr. Boden: 

Herr Präsident! Meine Damen und tt:erren! Ich kenne 
meinen Herrn Vorredner, den Abgeordneten Schmidt 
von der SPD, seit Jahrzehnten, und was er run Schlusse 
seiner Ausführungen gesagt hat, bin ich deshalb hun
dertprozentig zu glauben bereit, nämlic:h, daß es auch 
der SPD darauf ankommt, daß die Sache ohne großen 
Aufwand hier ihre Erledigung findet. 

(Sehr gut! bei der SPp.) 

Im gleichen Sinne hat sich auch der Herr Fraktions
führer der SPD eingangs seiner Begründung des An
trages ausgesprochen, indem er ausdrücklich darauf 
hinwies, daß In Artikel 91 unserer Verfassung, auf 
Grund dessen der Urantrag gestellt wurde, in einem 

Untersuchungsausschuß ein ä">Jßerst widüiges Instru
ment parlament3ri.>cher Tätigkeit zu erblicken sei. 
Meine Damen und Herren, genau dieselbe Auffas:;ung 
vertritt a'Uch meine Fraktion, und zw~r absolut ge
schlossen. 

Wenn wir nicht ein Interesse daran gehabt hätten, 
die Sache so schnell wie möglich ganz im .Sinne der 
Antragsteller aus dem Wege zu räumen, dann \vürde 
ich mit Rücksicht au! die Bedeutung der Angelegenheit 
für unsere verfassungsmäßige Struktur e ingangs unse
rer heutigen Beratung den Antrag gestellt haben, sie 
nicht auf die Tagesordnung zu setzen, sondern plan
mäßig bis zur nächsten Sitzung vorzubereiten. 

Aber, meine Damen und Herren, ich bin der Auffas
sung, der Worte sind gem!~ gewechselt. 

(Bravo-Rufe bei der CDU.) 

Es h:mdelt sidl darum, daß in einem Falle, der in sei
nem Urspr • .mg - das werden Sie, Herr Kollege Schmidt, 
mir bestätigen - bei den Etatberatun!(en im Haush:ilts
und• Finanzausschuß schon zur Sprache gebracht wor
den ist, 

(Abg. Schmidt: Schon viel früher, Herr Präsident!) 

- ganz abgesehen von d~r mit Recht schon vom Herrn 
Innenminister festgestellten Tatsache, daß schon vor 
mehr als vier Jahren die sachliche Angelegenheit im
mer und immer wieder zur Sprache kam. Aber, meine 
D11.men und Herren, in dieser Sitzung des Haushalts
und Finanzausschusses ist der Kernpunkt in der Weise 
erledigt worden, wie es nachher vom Hauptausschuß 
v.utgegriffen worden ist. Wir haben - unct Ö O'S dar! ich 
als Vorsitzender des Haushalts- und Finaniaussdrnsses 
betonen - verfassungsmäßiit das Recht, überall da ein
zugreifen, wo wir Feststellungen im Interesse einer ge
n~uen Unterrichtung des Landtags für notwendig er-
2chten. Das hat der Finanzausschuß bei dieser Sache 
auch getan. Wir haben sofort, weil wir doch bis zur 
nächsten Plenarsitzung Bericht erstatten mußten, u n -
s er e Rechnungsprüfungskommission - es ist übrigens 
gar kein Ausschuß, sondern es ist ein Unterausschuß 
des Haushalts- und Finanzausschusses -

(Abg. Völker : Sehr richtig!) 
beauftragt, diese ins Jahr 1951 zurückgehende und in 
der Rechnungslegung gegenüber dem Parlament schon 
abgeschlossene Angelegenheit nochmals zu überprüfen. 
Wäre es dabei geblieben, dann hätte kein Minister, 
und ganz bestimmt nicht der Herr Innenminister Dr. 
Zimmer, das geringste Bedenken gehabt, d iesem Wunsch 
des Finanzausschusses zu entsprechen. Das hat der Herr 
Minister ~,uch am Schluß seiner A~sführungen heute 
erklärt. 

Ja, meine Damen und Herren, was bleibt nun anders 
übrig, als daß wir sagen: Den Urantrag der SPD er
ledigen wir dadurch, daß eben diese drei Herren, Hart
mann, Wfüns und König, den Auft rag, den ihnen de::
Haushalts- und Finanzausschuß gegeben hat, durch
führen und die Angelegenheit prüfen. Und dann wird 
der Haush:.>.lts- und Finanz.?.usschuß nach den Vor
schriften unserer Geschäftsordnung hier darüber Be
richt erstatten. Ich glaube, das ist der einzig gangbare 
Weg. Ich bitte die SPD, damit einverstanden zu sein; 
dann ist die Angelegenheit erledigt. 

(Beifall bei den Regierung~parteien.) 

Präsident "\Volten: 

Zunächst hat das Wort der Herr Abgeordnete Bögler 
von der SPD und sodann der Herr Innenminister Dr. 
Zimmer. 



2038 o?ienographische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz. n. Wahlperiode 

Abg. Bögler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Einset
zung eines Parlamentarischen Untersudlungsausschus
ses ist ein außerordentlich scharfes Instrument gegen
über denen, gegen die es · sich richten soll. Wir haben 
gestern in unserer Fraktionsberatun~ uns die Fra.ge 
vorgelegt, ob diese Angelegenheit in der Größenord
nung so ist, daß ein solcher Ausschuß in Funktion tre
ten soll. Wir haben die Frage bejaht, weil die Stellung
nahme des Innenministeriums oder des Herrn Innen
ministers persönlich sich gegen einen Wunsch des Par
laments richtet, den Wunsch nämlidl, endlich Aufklä
rung in der bewußten Angelegenheit zu erhalten. 

Wie liegen denn die Dinge? Es ·wurde kein Sonder
ausschuß eingesetzt, das ist eben gesagt worden. Die 
bestehende Rechnungsprüfungskommission wurde be
~rnftra-gt, sich die Unterlagen anZllsehen und nicht etwa 
der Öffentlichkeit - dem Plenum -, sondern dem Haupt
ausschuß bz.w. dem Haushalts- und Finanza'l..lsschuß zu 
berichten. Diese Kommission ist gestern vonnittag hh~r 
in Mainz zusammengetreten, um die Rechnungsprüfung 
vorzunehmen; sie fand aber eine Stellungnahme des 
Herrn Innenministers vor, der es ablehnte, der Kom
mic:sion die Unterlagen ror Verfügung z.u stellen. 

(Abg. Dr. Boden: Weil er faisch unterrichtet war!) 

- Gut -, ~.ber dann mußte der Herr Innenminister 
::;ich vergewissern, bevor er einen solchen Schritt geg~n 
das Parlament unternshm. 

(Beifall b"'°i der SPD ) 

Meine Th'men un:i Herren! Heute vormittag nun sind 
wir davon unterrkh tet worden, daß der Herr Innen
minister eine Auffassung ·über die Angelegenheit habe, 
die den Tatsachen nicht entsprach. Wir waren in der 
Fraktionsführung vor Eröffnung dieser Sitzung bereit, 
nach einer entsprechenden Erklärung des Herrn Innen
ministers genau das zt.i akzeptieren, was der Herr Kol
lege Dr. Boden soeben vorgeschlagen hat, aber die Stel
lungnahme des Herrn Innenministers machte das doch 
wiederum unmöglich. So kann der Herr Innenminister 
mit dem Parlament nicht reden, wie er das soeben ge
tan h<l.t. 

(Abg. Hertel: .Die Form, die Form!) 

- Entscht•.ldigen Sie, es geht nicht dan.um, daß die pfäl
zische Landwirtschaft aus einem K'Uchen die Rosinen 
herauspflücken will, es geht darum, daß die pfälzische 
Landwirtschaft nicht bei sich die Rosinen herausge
pflückt haben möchte! 

(Beifall bei der SPD.) 

Darum geht es a·usschließlich. Oder, Herr Innenmini
ster, sollte es Ihnen unbekannt sein, daß der pfälzischen 
Landwirtschaftskammer der Vorschlag gemacht wurde, 
die Angelegenheit sofort zu erledigen und die stritti
gen 200 000 DM sofort zu bezahlen, wenn die pfälzische 
Landwirtschafts~ammer in die Tierseuchenkasse in 
Mainz eintreten würde? Das ist ein unerlaubter Zwang, 
der auf die pfälzische Landwirtschaftskanuner ausge
übt ·wurde. 

(Hört, h<?rt bei der FDP.) 

Dagegen wenden wir uns. Wenn Sie eine entspre
chende Erklärung abgeben, sind wir immer noch be
reit, d~m Vorschlag des Herrn Kollegen Dr. Boden zu 
folgen. Wir werden aber nie zulassen, daß unzulässige 
Zwangsmethoden eingesetzt werden, denn dann v.-er
den wir über einen Parlamentarischen Untersuchungs
ausschuß alles ans Licht ziehen, was in der Angelegen
heit ans Licht gezogen werden kann. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der SPD.) 

1 
1 
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Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Jnnenminbltcr Dr. Zimmer: 

Meine verehrten Damen und Herren! Ich möchte 
gleich anknüpfen un das Wort, das der Herr Vorredner 
zum Schluß gesagt hat, nämlich, der Untersuchungsaus
schuß wfu:de dann alles ans Licht ziehen, was ans 
Licht gezogen werden könne. 

(Abg. Bügler: Die Unz\tHlsslgkelten!) 

Meine Damen und Herren, da ist nichts ans Licht zu 
z1ehen aus meinem Ministerium! Der Innenminister 
Dr. Zimmer hat bisher noch keinen Abgeordneten 
jahrelang be.schwindelt, meine Damen und Herren! Wir 
haben bisher nur die Wahrheit aus dem Ministerium 
herausgehen lassen. 

(Beifall bei der CDU. - Erregte Zwischenrufe 
der SPD. - .Abg. Bögler: So etwas bat auch 
rifemamlbehauptet! - Abg. Völker: Das ist die-

selbe Methode!) 

Ans Licht zu ziehen ist gar nichts! Und kh erkläre 
nodl einmal, bei uns ist nichts zu verbergen. Es ist 
nuch dem Parlament nichts verborgen worden. Die Er
klärung war audJ. nicht gegen das Parlament gerich
tet. sondern es war lediglich die Sorge, daß nach den 
mir gemachten Mitteilungen nunmehr ein Verfahren 
eingeschlagen würde, das auf die Dauer weder verfas
!.ungsmäßig norh praktis~h wiire. Ich muß diese Worte 
deshalb so schar! zurückweisen, 

(Abg. König: Das ist denkbar ungeschickt, 
was Sie machen, das hätte iCh nicht getan, 

Herr Minister!) 

weil sie den Eindruck erwecken, als ob hier etwas 
zu verbergen wäre; das ist in gar keinem Fall richtig. 

Und nun das Zweite: Herr Bögler hat mir einen 
Vorwurf gemacht und gesagt, so könne man mit dem 
Parlament n icht sprechen. wie ich es getan habe. Meine 
Damen und Herren, ich frage Sie - und ich werde das 
Protokoll einsehen -: In welcher Form - Herr Abge
ordneter Hertel, S ie haben dazwischengerufen: Die 
Form! - ich dem Parlament zu nahe getreten bin: 
Meine Damen und Herren, ich glaube, daß meine 
Sprache stets gemessen gewesen ist. IdJ. bin seit acht 
Jahren in diesem Hause niemals ausgeruti;cht, ich habe 
mich niemals korrigieren lassen brauchen wegen der 
Sprache, die ich geführt habe; und ich glaube, das 
brauche idl. auch heute nicht. 

(Abg. Diel: Sehr gut!) 

Ich bin - glaube ich - nicht dafür bekannt, daß mit 
mir mein Gaul einmal durch~egangen wäre. 

Ich habe mich dem Wunsch des Parlamentes, irgend
eine Aufklärung zu verlangen, niemals in irgendeiner 
Form widersetzt. Auch nicht in dem vorliegenden 
Schreiben. Ich muß also ausdrücklich feststellen: Ich 
habe in der vorigen Woche meinem Abteilungsleiter 
Dr. Hofmann nach seinem Vortrag gesagt: Bitte, teilen 
Sie sofort diese Zahlen, die Sie in der Ausschußsitzung 
nicht mitgeteilt. haben und nicht mitteilen konnten, 
dem Vorsitzenden des Hauptausschusses mit. Das ist 
auch geschehen, und das ist der Beweis dafür, daß wir 
in keiner Weise diese Zahlen verbergen wollen. 

Bereits am vorigen Samstag sind die Zahlen fast 
gleichzeitig mit meinem ablehnenden Schreiben in der 
anderen Sache dem Vorsitzenden des Hauptiausschus
ses tatsächlich mitgeteilt worden. 

(Abg. König: Aber nicht die A~tskünfte, die 
verlangt werden!) 



60. Sitzung, 28. April 1954 2039 

(Innenm inister Dr Z immer ) 

Der Herr Abgeordnete Sdl:midt hat nun einen Vor
wurf erhoben gegen meine Mitarbeiter, zu denen ich 
sacltllch nicht abschließend Stelh.mg nehmen kann, weil 
ich selbstverständlich mei.n'.e Herren dazu hören muß. 
Nach dem, was mir mitgeteilt worden ist, waren die 
Herren nicht in der Lage, in diesem Fall die Zahlen 
sofort mitzuteilen, weil sie nicht die erforderlichen 
Unterla;aen da hatten. Vielleicht war das nicht sehr vor
ausschauend von den Herren, aber eine Absicht hat in 
keinem Falle vor.gelegen. 

(Abg. Schmidt: Herr Minister, wir hatten in drei 
Sitzungen vorher darum gebeten, immer wieder 
darum gebeten! - Abg. Bögler: Ich selber habe 
den Herrn Innenminister darum gebeten in einer 

Sitzung!) 

Ich muß zunächst die Herren fragen! - Bitte? 
{Abg. Bögler: Ich selber ha.be Sie in einer Sitzung 
direkt .gefragt, und als Sie zögerten, habe ich die 
Frage an Sie ~stellt: Sehen Sie sich jetzt nicht 
in der Lage, zu antworten? - Da haben Sie ge
sagt: Nein! - Darauf habe ich gesagt: Gut, dann 

lassen wir es beute nochmal.) 

- In d•iesem Augenblick? 

(Abg. Bögler: Dieser Vorgang hat skh auch so 
abgespielt!) 

- Ich pfiege m ich iri diesen Dingen niemals festzulegen, 
bevor ich mich nicht durch Rückfragen - wie das in je
dem geordneten Betrieb ist - mit meinen Abteilungs
leitern und Stellvertretern informiert habe. 

(Abg. König: Das haben Sie bei dem Schreiben 
des Briefes nicht getan, den Sie uns geschickt 

haben!) 

Ich bebe also festzustellen, daß wir uns grundsätzlich 
nie geweigert haben, anzuerkennen, daß es sich tatsäch
lich in der Sache um den Streit handelt: liegt nun und 
wann liegt evtl. eine Benachteiligung oder Bevorzugung 
der Bayerischen Tierseuchenkasse vor. 

{Unruhe im Hause.) 

Prli!ddent WoJters: 

Ich bitte um Ruhe! 

Jnnenmlnlste-r Dr. Zimmer (fortfahrend): 

Um diese materielle Frage handelt es sich. Und d iese 
materielle Frage zu klären, wäre mein a'l.lfricht!ger 
Wunsch; denn fch ·bin überzeugt, daß der Ausschuß 
auch in dieser Frage das Verha1ten der Lan~sregie
rung per Saldo billigen wird. Diese Frage ist im Kabi
nett wiederholt b<?raten worden. Das Innenministerium 
~teht mit seiner materiellen Auffassung in voller Über
einstimmung mit der gesamten Landesregierung. Wir 
waren stets der Oberzeugung, daß die pfälzische Land
wirtschaft gerecht behandelt, aber niemals benachtei
ligt worden ist. 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
Fraktion der SPD. 

(Abg. Hertel: Ich bitte, den Abgeordneten Roth 
vor mir sprechen zu lassen!) 

- Der Herr Abgeordnete Roth von der SPD hat das 
Wort. 

Abg. Roth: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich da r f 
nur einen Satz sagen. Der Ordnung halber darf ich 

feststellen, daß das Schreiben, das die Zahlen enthält, 
noch nicht in meinem Besitz gekommen ist. 

(Bewegung bei der SPD.) 

Es ist sehr wahrscheinlich durch verschiedene Vor
gänge ein Umweg entstanden, 

(Erneute Bewegung bei der SPD.) 

der zweifellos da-zu geführt hat, daß das Schreiben 
nicht an den Vorsitzenden des Hauptausschusses, son
dern an eine andere Stelle gelangte. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Zur Aufklärung dart ich 
darauf aufmerksam machen, daß d'a.S Schreiben des In
nenministers an den Vorsitzenden des Hauptausschus
ses vom 24. April datiert Ist und am 26. April hier ein
gegangen ist. Wir ho1ben es unmittelbar, nachdem es 
hier eingegangen ist, dem Ausschuß vorgelegt; aber dle 
Zahlen sind nicht die Auskünfte, die der Ausschuß 
erwartet hatte. 

(Bewegung bei der SPD und Zurufe: Aha! - Also!) 

Abg. Hertel: 

· Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Am Ab
schluß dieser lebhaften Diskussion hat die SPD-Frak
tion das Bedürfnis, folgendes zu erklären: Es war heute 
morgen mit den an~ren Fraktionen dieses Hauses be
reits eine konziliante Erledigung der Angelegenheit ab
gesprochen gewesen. Die merkwürdige Art, wie der 
Herr Innenminister sacltliche und verfassungsrechtlich 
untermauerte Feststellungen 1md Fragen heute vor
mittag zu beantworten pflegte, hat wesentlich zur Ver
schärfung der Situ·ation und zur Verwirrung eines an 
sich klaren Tatbestandes beigetragen. 

(Beifall ·bei der SPD.) 

Prisideot Wolters: 

Meine Damen und Herren! Wir sind jetzt immer 
noch nicht weiter. Ich muß die Frage stellen, und 
zwar au f die Anfrage, die der Herr Abgeordnete Dr. 
Boden gestellt hat, sind die Antragsteller bereit, auf 
den Untersuchungsausschuß zu verzichten, wenn das 
Haus bestimmt, daß die drei Abgeordneten des Rech
nungsauss::husses die erforderlichen Prüfungen vor
nehmen? - Der Herr Abgeordnete Motz von der Frak
tion der FDP hat das Wort. 

Abg. Motz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Diese 
leidige Angelegenheit, die uns schon seit Jahren be
schäftigt, hätte auf eine ruhige und sachliche Art er
ledigt werden können. 

(Abg. Bögler: Das lag nicht an uns!) 

Wiederholt ha.be ich den Wunsch geäußert, daß end
lich die Rückstände aus dem Jahre 1951 ihre Erledigung 
finden sollen. Aber nach diesem Intermezzo, das sich 
hier .abgespielt hat, halte ich es nicht für angebracht, 
wegen einer derartigen Angelegenheit einen Parlamen
tarischen Untersucli.ungsausschuß ins Leben zu rufen. 

(Abg. König: Sonst tut es der Herr Ministe r nicht!) 

Wir vergeben uns hiermit etwas, was w ir vielleicht 
doch später bei nüchterner Betrachtung anders maCben 
würden. 

Ich halte den Vorschlag, den unser Kollege Dr. Boden 
gemacht hat und den auch Sie ursprünglidl, meine 
Damen und Herren, uns gemacht haben, für den einzig 
richtigen. Diese Prüfungskommission soll Einsicht neh-
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(Mot~l 

me11 und vor allen Dingen dem Ha'ttshalts- und Finanz
ai1ssct11.1ß Bericht erstatten. 

(Zuruf: Dem Hauptausschuß!) 
- Und dem Hauptausschuß! Es war der Wille sämtlicher 
Parteien, daß die pfälzische Landwirtschaft in keiner 
Art und Weise eine Benachteiligung haben soll. Da aber 
Zv;eifel auftauchten, kamen wir im Haushalts- und 
Finanzausschuß und im Hai1ptausschuß zu der -Ober
legung, diese Rechnungsprufungskommission zu beauf
tragen, nachzusehen und Bericht zu erstatten. kh glaube, 
daß wir es bei nüchterner Betr;:ichtung auch bei dieser 
Handhabung belassen sollen. 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Ich meine, die Angelegen
heit ist S?.chlich jetzt eingehend besprochen worden. Ich 
d<:1rf vielleicht um eine Antwort der Fraktion der SPD 
bitten. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bögler von 
der Fraktion der SPD. 

Ab-g. Bögler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha
bE>n zwar immer noch keine Erklärung des Herrn In
nenministers gehört, daß er bereit ist, den Beschluß de's 
Hauptausschusses zu akzeptieren und der Rechnungs
prüfungskommission die verlangten notwendigen Un
ierlo.gen vorrulegen. Wenn ·der Herr Innenminister be
reit ist, dieses Verfaihre11 zu akzeptieren, dann erklärt 
sich meine Fraktion damit einverstanden, daß die An
gelegenheit auf diese Weise erledigt werden kann. 

Ich darf noch einmal erklären, daß diese unsere Stel
lungn?.hme nicht irgendein Zurückweichen darstellt, 
~onctern wir wollen damit sachlich unterstreichen, daß 
das, was· sich hier heute abgespielt hat, nicht notwen
dig gewesen wäre, wenn das Innenministerium von 
vornherein getan .hätte, was in einem solchen F\alle 
seine Pflicht ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! I<:h halle aus den Aus
führungen des Herrn Innenministers entnommen - ich 
müßte mich irren -, daß er ausdrücklim .erklärt hat, 
der Rechnungsausschuß sei ohne weiteres berechtigt, 
die Unterlagen einzusehen. Ich glaube, das ist doch 
'.l\l'ohl auch die A'Uifassung des Hauses gewesen. 

(Zurufe von der CDU: Jawohl!) 

D3s ist in dieser positiven Form - -

(Ministerpräsident Altmeier: Damit ein Beschluß 
des Hauses!) 

- Bitte schön, der Herr Ministerpräsident! 

Ministerpräsident Altmeier: 

Meine Damen und Herren! Dieser Beschluß des Hau
ses ist erforderlich. Ich stehe auf dem Standpunkt, daß 
die Rechnung aus dem Jahre 1·951 abgenommen ist, daß 
d?.s P arlament diese Rechnung hier al:>genommen hat. 
Nun soll in einer Frage eine Nachpri.lfung dieser vom 
Parlament abgenommenen Rechnung erfolgen. Der 
Htntpt~msschuß hat beantngt, daß dies die Rechnungs
prüftmgskommission tun soll. Ich bin der Auffassung -
gerade ,,m der Würde des Parlaments gerecht zu wer
d~n -, daß der Hauptausschuß diesen Beschluß, Herr 
Dr. Boden, nicht fassen konnte, nachdem das Parlament 
vorher die Rechnungen bloc abgenommen hat. 

Deshalb mein Zwischenruf. Wenn das Par'lairnent 
heute beschließt: „Die Rechnungsprüfungskommission 

hat diese Aufgabe'", dann ist meines Erachtens alles in 
Orduung, zui:leich aber auch das Schreiben des Herrn 
lnnenministers gerechtfertig t; denn er hat ja auch diese 
RPchtsbedenken geltend gemacht, um keine Praktiken 
a'Ufko'rr>men zu lassen, die später einmal verhängnisvoU 
werden können. 

Präsident WoJters: 

Meine Damen und Herren! Ich darf also fest.stellen, 
daß das Raus beschließt, daß die R~:hnungsprüfungs
kommis$iOn des Haushalts- und Finanzausschusses die 
erfordE>rlichen Prüfungen in dieser Angelegenheit durch
rnführeri hat. - Widerspru<'h dagegen erhebt sich n.icht. 
Es ii::t Sl'l be;;chlNsen. Die Angelegenheit ist damit als 
erledigt zu 'betrad'lten. 

kh ruCe . auf det1 Punkt 1 der Tageso1-dnurtg: 

Zweite Beratung- eines Urantritges der Fraktion 
der SPD betreffend Landesgesl.'b: über den Auf
bau des Schulwesens im Lande Rhl'inland-Pfalz 

- Drucks~che U1770 -

Das Wort hat der Herr AbgE'Ordnete Kuhn von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Kuhn: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der § 3 
des. Ges:etzentwurfes zählt die Bildungs- und Er zie
hungseinrichtungen auf, die zu dem öffentlichen Schul
wesen gehören. Heute bestehen die einzelnen Schul
arten für sich getrennt und ohae inneren Zusammen
han.2. Man muß jedoch das Sd>ulwesen als Ganzes sehen 
und die Stellung der einzelnen Schularten klären. Als
dann wird man die Stellung der einzelnen Schularten 
gesetzlich präzisieren können. 

Was roll nach den im Gesetzentwurf angekündigten 
Gesetzen erfolgen? Wer die Schuien nur einer Sicht, 
und zwar der Sicht der zahlenmäßigen Separierung von 
hohen und niederen Schulen, unterzieht, wird die Not
wendigkeit. zu derartigen Gesetzesregelungen zu kom
mt'n. nkM eJ'kE>nnen. Auch wer davon ausgeht. diaß 
ganz bestimmte Bildungs- und Erziehungseinrichtun
gen v..1e Kindergärten und Erwad1senenbiidung keine 
gesetzesmäßige Vera nkerung benötigen, geht an den 
Erziehungsproblemen unserer Zeit vorbei. 

Dt>r heul ige Zustand überliißt es dem Zufall, daß ein 
Kindergarten errichtet wird, und vergißt. <l . .aß er in zig 
Fällen eine dringende Notwt>ndigkeit ist. Ein Unter
lassen ~11f dem ~blete ist eine nicht zu vertretende 
Lotterigkeit im sozialen Bereich. Der Kindergarten ist 
dort notwendig, wo der Arm der sorgenden Mutter er
lahmt, wo sie durch Berut und teilweise Berufsarbeit 
oder durc'h Kfnderreichtum behindert ist, clie Vorschul
pfllehti~n zu umhegen und zu erziehen. 
(Ab~. Dr. Gantenberg: Das bestreitet ja niemand!) 

- Sie gestatten, mim hat uns hier unterstellt. wir woll
ten den···IÖndergarten verstaatlichen und wollten ihn 
audJ. in die staatliche Gesetzgebung mit einbeziehen. 
Daher bin ich gezviungen, unseren Standpunkt im ein
zelnen darzulegen. Sie gestatten, daß ich also in dem 
Gedankengang weiterfahre. 

Das Kind, das der Straßenerziehung ausgesetzt ist, 
ist eine An.klage gegen eine Gesellschaftsordnung, in 
dET wohl vom Jaht'hundert des Kindes geredet, aber 
für die Erfüllung der Jugendwohlfahrt nic..'lt überall 
dl:i.s Notwendige getan wird. Man überläßt diese Auf
gaben den sdi.wächsten Schultern oder dE'm Zt1fall kari
tativer Bemühungen. Sie gestatten, daß ich das fest
stelle; denn heute ist es wirklich ein Zufall, diaß irgend
wo ein Kindergarten neu errichtet wird oder errichtet 
ist. 
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Bekanntlich sieht das Reichsju.gendwohlfahr1sgesetz 
mit dem neu in Kraft gesetzten § 4 die Fürsorge für 
das Kleinkind a ls Pflichtaufgabe vor. Nach dem Kom
mentar eines bekannten Mannes der Fürsorge, des Pro
fessors Muthesius, sind Einrichtungen für Kleinst- und 
Kleinkinder, also auch Kindergärten, von der öffent
lichen Hand zu fördern und, wenn notwendig, einzu
richten. Es ist mithin durch diesen Paragraphen ein 
Auftrag an die öffentliche Hand erteilt. 

Wir haben gewagt, dafür einzutreten, die Kinder
gärten staatlich 11t1 verankern, damit ihre Existenz ma
teriell gewährleistet und durch ihre Breitenwirkung 
die Lösung der .Jugendwohlfahrtsaufgaben gesichert 
wird. Man hat uns Säkularisierungsbestimmungen un
terstellt. Wo kein Kindergarten ist, kann man bekannt
lich nicht säkularisieren, und wo seine.materielle Grund
l~ge nicht gesichert ist, kann meines Erachtens die 
i;taatliche Fundarnentierung nur entlastend oder auf
bauend wirken. Wir wissen um die Forderungen, die 
die karitativen Verbände an die öffentliche Hand stel
len. Das Motiv zu der Einbeziehung des K indergar
tens in den Gesetzentwurf entspricht demselben Mo
tiv, das auch dem § 4 des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
zugrunde gelegen hat. 

Aber uns unterstellt man, wir wollten den ,Kinder
garten verstaatlichen, besser oder deutlicher gesagt, 
wir wollten den Kindergarten zum staatstotalitären 
Werkzeui oder zum seele.nlosen Zwangsinstitut machen. 
Und das müssen wir mit Nic:chdruck zurückweisen. Diese 
Unterstellung ist genau so diffamierend wie alle d1e 
vor Gericht entlarvten Verleumdungen von Personen, 
die uns Sozialdemokraten µnterstellen, wir hätten po
litische Absichten, die mit denen der Ostzone oder öst
lich orientierter Politiker gleichgeschaltet werden könn
ten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Der vom Staat in seinen Fundamenten .gesicherte 
Kindergarten hat ebenso v iel christlichen Geist , wie 
uni;ere Sch'l.lle ihn besitzt, soviel lebendiges Christen
tum, wie es in den Menschen unserer Zeit lebendig ist. 
Gewiß ist der Staat eine rechtliche Angelegenheit, wer 
aber vor dem Begriff oder vor dem Wort Staat ohne 
Vorbehalte das Vorzeichen "nichtchristlich" oder staat 
lich .gleich unchristlich setzt, der begeht unseres Er
adltens einen Affront gegen d!~ Männer, die sich nach 
1945 in diesem Staat ein.geseut haben und auch in die
ser Landesregierung mit im Stiaat regieren. 

(Vizepräsident Bögler übernimmt das Präsidium.) 

Die Bemühungen meiner Freunde, eine staatsgesetz
liche Regelung für Erziehungseinrichtungen zu scha!
!en, wo sie noch nicht besteht, verdienen .Qaher ebenso 
die Prädikatislerung des Säkularisierens oder des Ver
sta.atl!chens, wie man es bei anderen Staatsgesetzen 
tut. Das Prädikat des Minderwertigen uns hier anhän
gen r...t \VOllent r...nt lediglich ein politisches ~.'Iotiv 

(Abg. Markscheffel: Propagandis tisches!) 

und ka nn uns in der Diskussion um die Gesetzgebun.g 
zulctin!tiger schulgesetzlicher Regelungen bestimmt nicht 
weiterbringen. 

(Beifall bei der SPD.} 

Man ha t hier im Landtag von der fehlenden ~set
zessyi;tematik unseres Entwurfs gesprochen. Die lange 
preußische Schulgeschichte weist keine Schulgesetz.
systematik auf, trotz ihrer Meriten um cti..~.s Schu lwesen. 

Man konnte sich nicht auf einheitliche Gr undsätze 
der Er:zieh.ung und der Bildung einigen. Es gab einen 
Staatsrat Süvern in Preußen. Er versuchte das. Das 
war vor mehr als hundert Jahren. Man sollte uns 

Sozialdemokraten das nicht anrechnen, was andere 
Geschlechter vor uns versäumt haben. Wir wollen der 
rechtsgesetzlichen Regelung in unserem Entwurf die 
bildungsgesetzliche Grundlage geben. Das bedeutet, den 
Menschen - auch das Kind - in den Mit telpunkt der 
gesetzlichen Bemühungen zu stellen. Zum System der 
Bildungsgesetze gehören allerdings die Erziehungsein
richtungen für die Kleinkinder und auch die Einrich
tungen für die Erwachsenenbildung. Je weniger wir die 
Schule oder eine andere Bildungseinrichtung als Werk~ 
zeug betrachten, je mehr wir ihren Selbstzweck er
kennen, um so mehr werden wir dem Grundsatz der 
Entfaltung des einzelnen Menschen gerecht werden. 

Gestatten Sie mir noch einen Hinweis auf die Bil
dungsgesetze. Sie wurden von unseren Wissenschalt
lem der Pädagogik und der Psychologie in umfassen
den Werken dargestellt. Je mehr wir die Maximen der 
Bildungsgesetze zur Grundlage schulgesetzlicher Rege
lungen machen, um so mehr entziehen wir die Schulen 
den kurzläuiigen Zeitbewegungen. Sie kommen und 
gehen wie das Wetter, so ungefähr wie die Pädagogik. 
des Dritten Reiches. Da war Schule nur Schulungsort, 
aber keine geistige Pflanzstätte. Wenn wir diese Ge
sichtspunkte beachten bei der Schulgesetzgebung, dann 
scha!!en wir die Beruhigung, die wir in den Schulen 
benötigen, die Atmosphäre des inneren Wachstums und 
der geistigen Sammlung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schäfer von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Sehäfer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gestatten 
Sie mir, daß ich die Ausführungen meines Herrn Vor
redners noch etwas ergänze. Die Situation, die unser 
Schulgesetzentwur! vorfand, hat sich unterdessen ein 
wenif! geändert. Idl habe äavon gehört, daß der Ent
wurf der Regierung bereits in die Lande geflattert und 
einigen Ausenvählten zu Gesicht gekommen sei. Damit 
Sie aber nicht einen falschen Verdacht bekommen, 
möchte ich erwähnen, daß ich ihn nicht erhalten habe. 

(Abg. Matthes: Wir auch nicht.) 

Aber soviel glaube ich doch schon daraus entnommen 
zu haben, 

(Abg. Matthes: Dann kennen Sie ihn doch!) 

daß ich glaube, unsere Freunde von der FDP werden 
eine Gänsehaut bekommen und denken: diese wilden 
Sozialdemokraten sind doch eigentlich bessere Me nschen, 

(Heiterkeit im Hause.) 

wenn man sie nach dem Entwurf beur teilt. Anderer
seits muß ich noch sagen, daß sich auch die evange
lische Landeskirche Hessens nicht nur klipp und klar 
gegen den in Rheinland-Pfalz entbrannten - nament
lich in Rheinhessen toben den - Schulka mpf ausgespro
chen, sondern gleichzeitig auch ein klares Bekenntnis 
zur Gemeinschaftsschule abgelegt hat. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Das steht ja auch in 
unserer Verfassung!) 

Das Schönste habe ich mir aber bis zum Schluß auf
bewahrt. In Niedersachsen hat ein Mitglied der CSU 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Nein, CDU!) 

auf unseren Entwurf hingewiesen. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 
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lch habe weder erfahren, daß der Mann zur Ordnung 
gerufen worden, noch daß die sozialistische Internatio
nale gegen uns eingeschritten sei. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Bei uns herrscht 
eben Freiheit! - Abg. Markschef!el: Bei uns 
noch viel mehr, Frau Kollegin Dr. Gantenberg!) 

- Gut, selbstverständlich! Aber doch nicht die Freiheit, 
von etwas Gutem schlecht zu sprechen. Das wäre eine 
komische Freiheit. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Ich denke, er hat 
gesagt, es sei gut'!) 

Auch der Hinweis, daß die Menscllenrechte durch 
die Aufnahme des Elternrechtes ergänzt worden seien, 
irnnn uns nicht imponieren. Kein Land der UNO oder 
UNESCO wird die rheinland-pfälzische Lösung des 
Elternrechtes als Patentlösung übernehmen. So billig 
wird dem Land Rheinland-Pfalz der Einzug in das 
Pantheon der Geschichte nicht gemacht. Herr Eden 
hat ja bereits seine Kommentierung gegeben. daß es 
ihm wahrscheinlich nicht einfallen wird, staatliche 
Hoheitsrechte an außerstaatliche Mächte zu übergeben. 
Der Herr Minister - schade, daß er nicht da ist -

(Abg. Hertel: Er ist krank!) 

hat unserem Gesetzentwurf Mangel an Logik und 
Systematik vorgeworfen. Wir haben bei seiner Ein
führung ausdrücklich darauf hingewiesen, daß wir uns 
auf die Schulorganisationsfragen beschränken und alle 
anderen noch anstehenden Fragen einer späteren Zeit 
überlassen wollen. 

Uns ist es vor allen Dingen darum zu tun, die Bil
dung und den Betrieb der einzelnen Schulformen sowie 
den Übergang von einer zur anderen in feste gesetz
liche Formen zu bringen. Daß so etwas nicht überall 
gern gesehen wird, ist uns verständlich. Es wäre aber · 
wertvoll gewesen, wenn sowohl vOin Herrn Minister 
wie a'Uch von den Rednern der Koalitionsparteien we
nigstens einige Verstöße gegen die Logik und Syste
matik nachgewiesen worden wären. Das ist fruchtba
rer, als mit billigen Redensarten darüber hinweg zu 
huschen. Wenn man nämlich in einem Glashause · sitzt, 
darf man nicht mit Steinen werfen. Ist es vielleicht 
von der anderen Seite logisch, wenn man ein ausge.,. 
baut.es Scllulwesen in einer Gemeinde zerschlägt und 
zwei schlechtere daraus macht? Oder ist es logisch, 
wenn man als Apostel des Elternrechtes einem Vater, 
der seine Tochter in die höhere Knabenschule schicken 
will, das Recht verwehrt? Ist es sinnvoll, für Flücht
linge eine eigene Schule zu gründen, nur deshalb, weil 
sie anderen Glaubens sind? Kommen Jhnen wirklich 
keine Bedenken. wenn Sie dem evangelischen Volksteil 
in solc:h schroffer Form zu verstehen geben, daß Sie 
für ihre Kinder keine Gemeinschaft mit Ihnen wün
schen? 

(Frau Abg. Dr. Gantenbcrg: Das ist doch stark!) 

Unserem Entwurf ist vorgeworfen worden, el' ver
stoße in § 26 gegen die Verfassung. Die Bestimmungen 
der Verfassung sehen nämlich keine Abstimmung, son
dern nur ein Antragsverfahren vor. das gewährleistet, 
daß die Eltern nur über ihre eigenen Kinder zu be
stimmen hätten. Diese Auslegung - selbst wenn sie 
noch mit so großem Pathos vorgetragen wird - ist 
nichts weiter als eine grammatische, höchstens noch 
eine logische Zergliederung del' Verfassungssätze. Wenn 
nämlich in einer Gemeinde, sagen wir mit 8 Schulklas
sen, 4 ausgegliedert werden, dann müssen auch die 
Eltern jener Kinder, die keinen Antrag gestellt haben, 
mit einer zweiklassigen Schule sich zufrieden geben. 
s'ie werden also trotzdem benachteiligt. Selbst in Städ
ten, in denen die neuen Abteilungen durchgegliedert 

werden können, ergeben sicll bei der Bildung etwa der 
Hilfsschulen und der Förderklassen Schwierigkeiten. 
Es reicht dann nämlich nrcht mehr für die Gründung 
dieser Sonderklassen, es sei denn, daß auf einmal keine 

· weltanschaulichen Bedenken meht' bestehen, 

(Sehr gut! bei der SPD.} 

obwohl die Gefährdung wahrscheinlicll doch genau so 
groß ist wie auf der anderen Seite. 

Von den Volksschulen unseres Landes sind 48 v. H. 
katholische Konfessionsschulen, 23 v. H. evangelische 
Konfessionsschulen und 29 v. H. Gemeinschaftsschulen. 
Damit wird gewöhnlich Schluß gemacht. Sie wissen ja, 
es gibt drei Sorten von Lügen: gem<?ine Lügen, Not
lügen und Statistiken. 

{Heiterkeit im Hause.) 

Man kann .ia mit einer Stati:<tik beweisen. was man 
will. Aber weiter! Von den katholischen Konfessions
schulen sind aber nnr 4!l v. H. reine katholische Schu
len, 55 v. H. werden aucll von Schülern anderer Kon
tetosionen besucht. Das ::;ind also tatsächli.ch keine ka
tholischen Konfessionsschukn. 44 v. H. der evangeli
schen Schulen sind reinrassig. 56 'V. H aber werden 
ebenfalls von &;hülern anderer Konfessionen und an
derer Weltanschammgen besucht. sind also auch nicht 
reinrassig. Es ergibt sich also. daß im ganzen Land 
67 v.H. aller Schulen Gemeinschaftsschulen oder ge
mischte Konfessionen sind. 

Die in uni-erem Enf.wurf vedangte Abstimmung ist 
die &hlußfolgerung aus dem Ergebnis des Parlamen
tarischen Untersuchungsausschusses. Um alle mittel
baren oder unmittelbaren Beeinflussungen bei der El
ternentscheidung zu beseitigen, sieht der Ent\vurf die 
geheime Abstimmung vor. Es bestehen keine Gründe, 
sicll gegen den Schutz des Elternrechtes zu wenden. 

Wer es ern~ n immt mit Freiheit und Demokratie, 
wird das unmittelbare und geheime Verfahren jeder 
ander-en Willcn1'-kt1n<lgebung VOl'ziehen. D€'r § 2rß unse
res Entv>"urfes bt?handelt die Frage des geordneten 
Schulbetriehs. Die B<?hauptun gen, die einklassige Schule 
gewähl'leis1e in jedem Falle einen geordneten Schulbe
tr-ieb, ist in ihrer Naivität nieht mehr zu überbieten. 
W enn man etwa die Sexta. Quint;.i oder Quarta einer 
höheren Schule zusf>mmenlegt oder sämtlirhe Klassen 
einer höheren &hule zusammenlegen wollte und be
hauptet, sie könnten die gleichen, vielleicht noch bessere 
Unterrichtserfolge aufweisen, <las fände wohl bei allen 
Menschen bestenfalls ein mitleidiges Lächeln. Für die 
Volksschule sollte das aber auf einmal möglich sein. 

Der Beg1ill "geor<lneter Schulbetrieb" ist nicht abso
lut, sondern relativ, manchmal sogar sehr relativ. In 
einer Stadt ist eine einklassige Schule - ja aucll eine 
mehrklassige - kein g-eo1·dnet.er Schulbetrieb mehr. Das 
weiß jeder und wissen auch jene Menschen, die nicht in 
die letzten Geheimnisse der pädagogischen Wissenschaft 
eingedrungen si'ld. Klären wir den Begriff niGht, dann 
wird er eine Quelle ewiger Streitereien bleiben. Diese 
Klärung soll der § 28 mit seinen Nachbarpar-agraphen 
bringen. 

Es ist ab€'r auch wichtig, festzustellen, woher die 
Reaktion kommt und warum sie so heftig war. Nacll 
dem heutigen Stand der Rechtsverfassung ist es eli.n 
leichtes. aus dem Elternre<:ht ein kirchliclles Kampf
m ittel zu machen. Sie dürften eigentlich von einem 
Elternrecht gar nicht mehr sprechen. Von alledem ist 
nämlich bloß noch der Name geblioeben und es hält sich 
in einer bedenklichen Nachbarschaft des Wortes „Demo
kratie''. das nämlich auf dem ganzen Erdenrund sämt
liche möglichen Staatsformen bedeuten kann. Nun wird 
jeder unvoreingenommene Prüfer anerkennen, daß wir 
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wenigstens den Versuch gemacht haben, eine tragbare 
Ordnung aufzustellen. Es wäre Ihnen bei den Ver
handlungen ein leichtes gewesen, Ihre Bedenken gel
tend zu machen und Abänderungen zu beantragen. 
Auch Sie, meine Herren der FDP, haben durch Ihr 
Verhalten Kopfschütteln erregt, aber nicht etwa bei 
uns, denn wir sind ja allerhand gewohnt, 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

~ondcrn in Kreisen außerhalb d•ieses Hauses. Es ist ein 
großer Irrtum zu glauben, wir wollten Ihre politische 
Ehe mit der CDU auflösen.. Wir wissen, daß nach kano
nischem Recht eine Ehe nicht geschieden werden kann. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Diesem kanonischen Recht sind Sie jetzt auch unter
worfen. Zum anderen darf ich Ihnen versichern, daß 
wrlr Sie um Ihre Koalfüonspartnerschaft nicht beneiden. 

(Abg. Lotz : Sie haben Erfahrung!) 

Der Entwurf ist also iin die Lande geflattert. Ich wie
derhole noch einmal: lch nehme an, daß es den Herren 
von der FDP ein bißchen unbehaglich geworden ist, als 
sie ihn gelesen haben. Sie werden Gelegenheit haben, 
heute in der zweiten Abst immung Ihre Stellungnahme 
bei der ersten Lesung zu revidieren. Zum mindesten 
aber glaube ich, daß wir von Ihnen erwarten dürfen, 
daß Siie unseren Entwurf mit als Beratungsgrundlage 
neben den Regierungsentwurf stellen werden. Ich darf 
Ihnen weiter sagen; Sie können ihn nicht i:n den Orkus 
verweisen. Er wird wiederkommen. Sie werden zu allen 
echten, toleranten und !r~iheillichen Gedanken Stel
lung nehmen. Das gilt also namentlich tür Sie. Ich 
schließe mit einem Wort aus der mittelalterlichen Dich
tung - es fällt mir im Augenblick nicht ein, von wem 
es ist-: Wir werden wiederkommen! Des solt du gewis 
SLt'l! 

(Beifall :bei der SPD.) 

Vlzeprllrddenl Böcler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Matthes von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Matthes: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich habe 
nicht die Absicht, au! die Gedankengänge und mate
riell aul das einzugehen, was meine beiden Vorredner 
soeben ausgeführt haben. 

Wir möchten da•bei verbleiben, daß wir uns berufen 
auf das, was wir in der l~zten Sitz.ung bereits erklärt 
haben. Ich will jetzt auch nicht über d1e Cesetzessyste
ma tik der Vorlag.e der SPD sprechen, sond'ern sagen, 
wenn wi>r darauf eingehen , dann erhalten wir eine 
Debatte, die wir wahrscheinlich demnächst, wenn die 
Vorlage des Kultusminister s oder der Landesregierung 
vorliegt, erneut haben. Wir wollen also unser Pulver 
nicht jetzt schon versdl.ießen. Ich habe bereits den Ein
druck gewonnen, daß die SPD ihr Material auch besser 
nufgehoben hätte für die Generaldebatte über die be
reits im Umlauf befindliche Vorlage. 

Wir selbst sind noch nicht in der Lage, zu der Regie
rungsvorlage Stellung zu nehmen, und beziehen uns auf 
unsere letzte Stellungnahme, so daß wir heute die Vor
lnge dei· SPD in zweiter Lesung nach wie vor ablehnen 
müssen . 

(Beifall bei der CDU.) 

Vlzeprasldent Böglcr: 

D<ll> Wort hat der Herr Abgeordnete Motz von der 
Fraktion der FDP . 

Abg. Motz: 

Herr Präsident! Meine Damen und Henen! Den Aus
führungen des Herrn Kollegen Schäfer schließe ich 
mich gem an. Der Entwurf der SPD wird, genau wie 
der Entwurf, den wir erarbeitet ha ben, emes Tages bei 
der Debatte zu d em von der Regierung uns vorzu
legenden Schulgesetzentwurf als Material für unsere 
beiden Fraktionen sehr wichtig sein. Für die Fraktion 
der FDP habe ich folgende Erklärung abzugeben: 

Die Fraktion der Freien Demokratischen Partei nimmt 
auf die Erklärung Bezug, die ich bei der ersten Lesung 
des Urantrages ill der Landtagssitzung vom 10. Februar 
im Auftrag meiner Fraktion abgegeben habe. An der 
damals vertretenen Auflassung hat sich zwischenzeit
lich nichts geändert. 

Aus der Presse ist zu entnehmen, daß der Referen
tenentwurf eines Schulverwaltungsgesetzes inzwischen 
fertigges tellt worden ist. Wir haben auch in Erfahrung 
gebracht, daß dieser Entwurf zur Zeit den Regierungs
präsidien zur Stellungnahme vorliegt. Wir selbst ha
ben - genau wie Sie und wie es .auch von der CDU 
behauptet wird - noch- keinen Einblick in diesen Ent
wurf nehmen können. Aber die Presse hat darüber 
berichtet, und wir haben Anlaß, darauf hinzuweisen, 
daß die gesetzliche Regelung des Artikels ~, die laut 
Beschluß des Landtages vom 15. Jul.l vorigen Jahres 
bis zur Erledigung des vor dem Verfassungsgerichtshof 
schwebenden Verfahrens ausgesetzt wurde, in dem uns 
alsbald vorzulegenden SchulgesetZentwurf enthalten ist, 
denn dieser -

(Abg. Kulm: Sie irren sieht) 

- wenn wir uns irren sollten und in dem Entwurf n ichts 
enthalten ist, würde es uns unbenommen sein, wie auch 
bci alle n anderen Gesetzentwürfen entsprechende An
träge einzubringen. 

Mei.ne Fraktion gibt deshalb der Erwartung Aus
druck, daß diesem Beschluß bis zur Vorlage des Geset
zes an den Landtag Rechnung getragen wird, falls das 
nicht bereits geschehen wäre. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vlzeprilsldent Bögler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Hertel von der 
SPD. 

Abg. Hertel: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD
Fraktion erneuert ihren Antrag und bittet Sie, den 
vorliegenden Schulgesetzentwur! - Drucksache II/770 -
dem Kulturpolitischen Ausschuß zu überweisen, wo er 
gemeinsam mit der in der nächsten Tagung zu erwar
tenden Regierungsvorlage den Ausgangspunkt und die 
Grundlage für das zu schaffende Ceset'.G darstellen soll 

Vlzeprilsident Bö&ler: 

Weitere Wortmeldun~n liegen nicht vor. Die zweite 
Lesung ist eile Le!!ung der Einzelberatung. Ich wäre 
nach der Geschäftsordnung verpflichtet, über die ein
zelnen Paragraphen getrennt abstimmen zu lassen. Ich 
frage das Haus, ob es damit einverstanden ist, daß die 
§§ 1 bis 40 in einer Abstimmung erledigt werden, sonst 
müßten wir 40 Abstimmungen durchführen. - Es e1·hebt 
sich kein Widerspruch, dann darf ich so verfahren. 
Wer dem Urantrag II/770 seiine Zustimmung geben 
will, de.n bitte ich, eine Hand zu erheben! - Die Gegen- . 
probef - Das letztere ist zweifellos die Mehrheit. Da
mit .ist die Drucksache II/770 abgelehnt. 
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Ich komme nun zum Punkt 2 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der F.raktion der CDU betTeffend 
gegemvfü:tiger Stand der Restitutionsfrage in 

Rheinland-Pfalz · 
- Drucksache Il/776 -

Wird dazu das Wort gewünscht? - Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Habighorst von der CDU. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir ha
ben in den v ergangenen Jahren hier in diesem Hqhen 
Hause uns wiederholt mit Fragen der Wiedergutma
chung, der Verbrechen und Ungerechtigkeiten, die tm

ter der Gewaltherrschaft des Nationalsozialismus be
gangen wurden, beschäftigen müssen. Die drei hier in 
diesem Hause vertretenen politischen Parteien waren 
in der Vergangenh~il auch immer bereit, den in der 
Zeit des Dritten Reiches politisch Verfolgten und wirt
schaftlich Geschädigten naclJ. Möglichkeit ru helfen u.nd 
Gerechtigkeit angedeihen zu lassen. 

Mit E1'laß der Verordnung 120 vom 11. November 
1947 der französischen Militärregierung wurde der Fra
genkomplex der Rück~rstattung in der .französischen 
Zone durch das Besatzungsregime geregelt. Ungefähr 
zur gleichen Zeit wurde in den anderen Besatzungs
zonen ebenfalls durch Verordnungen der dort zustän
digen Militärregierungen eine Regelung für die Rück
erstattung angeordnet. 

Wir wollen heute hier nicht den Gesamtfragenkom
plex der Restitution aufrollen, wir wollen nur mit 
Nachdruck auf eine Entwicklung hinweisen, die unse
res Erachtens weder vom juristischen noch vom politi
schen Standpunkt aus weiter verantwortet und ver
treten werden kann. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Das furchtbare Unrecht der Verfolgungen durch das 
Naziregime hatte teils politische Ursachen, teils ent
sprang es einer wahnwitzigen Rassenpolitik. Wir sind 
aber nicht der Meinung, daß politisches Unrecht allein 
durch politische Vergeltung wiedergutgemacht werden 
kann. Mit großer Besorgnis haben wir Kenntnis erhal
ten von vielen bei den Restitutionskammern unseres 
Landes noch anhängigen Prozessen, die heute noch, im 
Jahre 1954, also fast 10 Jahre nach dem Zusammen
bruch, nach Besatzungsrecht auf der Basis der von mir 
zitierten Verordnung 120 durchgeführt werden. 

Wir wollen uns heute bei der Begründung unserer 
Großen Anfrage nur auf Fragen, die mit der Rücker
stattung des ehemals jüdischen Eigentums zusammen
hängen, beschränken. Es ist sehr bedauerlich, daß bis
her für den Bereich der Bundesrepublik ein einheit
liches Recht nicht geschaffen worden ist. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

Wir halten es auc.l} nicht für eine Verbesserung der 
Rechtslage in den Fragen der Restitution, wenn nach 
Inkrafttreten des Deutschlandvertrages, auf dessen In
krafttreten wir ja nun schon seit Jahr und Tag war
ten, die bisherige Regelung unter einer gewisse.n An
gleichung an die in der amerikanischen Besatzungs
zone bisher geübte Praxis verewigt werden soll. Wir 
halten es für dringend erforderlich, daß die Landes
regierung ihren ganzen Einfluß über den Bundesrat 
dahingehend geltend macht, daß umgehend eine ein
heitliche bundesgesetzliche Regelung erfolgt, die deut
schen Rechtsgrundsä tzen entspricht. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

Wenn wir uns heute hier mit diesen Fragen be
schäftigen, dann wollen wir keinen Schutz für die Groß-

verdiener des Dritten Reiches, sondern Gerechtigkeit 
und Schutz für die ohne eigenes Verschulden in diese 
Restltutionsprozesse hineingezog<men deutschen Staats
bürger. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Die Erwerber jüdischen Eige!l tums, die mit dem Er
werb in vielen Fällen ihren jüdischen Mitbürgern erst 
die Emig1·ation ermöglichten und ihnen damit das Le
ben retteten, stehen heute als Beklagte vor den Resti
tutionskan;i.mern. Eine Ablehnung des Erwerbsgeschäf
tes hätte damals in vielen Fällen die Lage der jüdi
schen Staatsbürger noch. verschlechtert. Die Geschäfte, 
besonders vor dem Jahre 1938, waren häufig Versuche 
der jüdischen Mitbürger, sich der Verfolgung zu ent
ziehen. Es ist bekannt, daß jüdische Veräußerer sich in 
vielen Fällen bei der Veräu~rung gerade an Nichtan
hänger und Gegner der ihnen feindlichen NSDAP ge
wandt haben, und damit an Leute ihres Vertrauens, 
und daß diese dann sehr oft mehr aus Gefälligkeit als 
dem sonst einem Kaufe zugrunde liegenden Erwerbs
trieb sich zum Ankau! entschlossen haben. 

(Abg. Dr. Boden und andel'e: Sehr richtig!) 

In vielen Fällen haben die jüdischen Veräußerer, 
ohne daß der Fall der Loyalität im Sinne der Verord
nung 120 vorlag, den Kaufprei~ in die Hand bekom
men, ihre Auswanderung !inanzieren und sich dadurch 
vor dem sicheren Tode retten können. Die Erwerber 
hätten in den meisten Fällen zu dieser Zeit vor 1939 
für den gezahlten Kaufpreis in anderer ausreichender 
Weise We!·te anschaffen können, die sie dann heute 
wahrscheinlich wenigstens teilweise noch in Besitz hät
ten. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Wenn der Umst.and, d11ß in solchen Fällen der Er
werber aus Gefälligkeit und mit ausgesprochener Hilfs
absicht dem Juden den Besitz abkaufte, die Auswan
derung ermöglichte und ihm dadurch das Leben erhielt, 
bei der Auflösung .des Schu.ldverb.ältnisses hins ichtlich 
der Rückerstattung seiner Leistungen keine Berück
sichtigung !inden darf - die Loyalität wird nämlich bei 
der Umstellung des Kaufpreises nicht berücksichtigt, 
sondern die Rechtslage des Erwerbers ist lediglich mit 
einer obligatoris~hen Geldforderung erschöpft, die wie 
jede andere Forderung mit 10:1 :umgestellt werden soll-. 
dann führt eine solche Rechtsanwendung zu Ergebnis
sen, die mit Gerechtigkeit nichts mehr zu tun haben 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

und die schlechthin mit ~m Begriff Gerechtigkeit so
~r in Widerspruch stehen. 

Heute stehen diese Menschen vor den Gerichten und 
werden nach Besatzungsrecht verurteilt, den seinerzeit 
gutgläubig und ordnungsgemäß nach damals geltendem 
deutsdJ.en Recht erworbenen Besit7 wieder herauszu
geben, nochmals zu bezahlen oder eine Abwertung für 
den d8!!>.:als erlegten Kaufpreis von 10:1 hinzunehmen. 
Auch der größte Teil der in den vergangenen Jahren 
aut Grund der Verordnung 120 abgeschlossenen Ver
gleiche ist unter dem seelischen Druck, endlich von die
sem Restitutionszwang betreit zu werden, erfolgt. Durch 
diese Vergl.eiche sind den Erwerbern zum Teil Lasten 
auterlegt WQrden, die sie kaum tragen können. Zu den 
Sorgen um Existenz und Besitz kommt aber f.i.ir die 
ru,r Restitution He'.!':i.ngezogenen noch ein anderes, seht 
-Wichtiges Moment hinztt. ln vielen Fällen sehen diese 
Mensdten In dem Vor-Gericht-Gestelltwerden eine Dif
f.amierung ihrer Person. Die Gefahr, daß, von solchen 
Fällen ausgehend, eine neue Welle des Antisemitismus 
erzeu.gt wird, ist nicht von der Hand zu weisen. 

(Abg. Diel: Sehr richtig! - Abg. Steger: Ist da!) 
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(Dr Hablghorst) 

Die Zwangssituation, filr die heute der für die Resti
tution in Anspruch Gtmommene mitverantwortlich ge
macht wird, hat ohne Frage der damalige Staat herbej
geführt. Die Verordnung 12.0 ist nach unserer Rechts
auf!.assung ein Ausnruhmegesetz. Es wäre eine den Tat
sachen gerecht werdende Lösung gewesen, wenn den 
Juden alles, was sie nach dem 30. Januar 1933 ver
äußert h3ben - ausgenommen selbstverständlich das 
eindeutige Normalgeschäft -, zurück.gegeben worden 
wäre. Wenn bei der Rückgabe dem zwischenzeitlichen 
Erwerber noch ein nid!.t zumutbarer Schaden verblie
ben wäre, hätte nach unserer Auffassung der deutsche 
Staat als Rechtsnachfolger, in jedem Fall aber die deut
sche Allgemeinheit, diesen Schaden mit tragen müssen:. 

{Beifsll bei der CDU.) 

Bei Erlaß der Verordnung 12<> .gab es noch keine Bun
desrepublik Deutschland. Die damals maßgebliche po
litische wie auch wirtschaftspolitische Situation hat sich 
inzwischen erheblich -geändert. Die Notlösung der Ver
ordnung 12.0 kann daher schon aus diesem Grunde 
heute nicht mehr als den Verhältnissen entsprechend 
und als gerecht angesehen werden_ Viele der auf Grund 
der Verordnung ergangenen Urteile und abgeschlosse
nen Vergleiche müssen Revisionsmöglichkeiten besitzen, 
wenn die ausschließliche deutsche Zuständigkeit wieder 
einmal gegeben ist; man sollte dann diese Frage über
prüfen und umgehend eine solche Revlsionsmöglichkeit 
schaffen. Es durfte durch die Verordnung 120 nach un
serer Ansicht kein irrepar.abeles Unrecht geschaffen 
sein, wenn man cfa.von ausgeht, daß zunächst nur diurch 
die:=:e Verordnung das Verhältnis zwischen Veräußerern 
und Erwerbern ,geregelt werden sollte. Nach unserer 
Auffassung ist der restituti<mspflichtig Gewordene vom 
deutschen Staat als hierfür Entschädigungspfliditiger 
entsprechend zu entschädigen. 

In den J~ren des Hftlerregimes haben wir mit am 
meisten unter der Erschütterung des Rechtsbewußtseins 
gelitten. Wir haben uris nach l!t4!5 bemüht, auf den 
Grundfesten des Rechts und der Gerechtigkeit wieder 
neu au!zubauen. Die Verordnung 120 erscheint uns 
nicht geeignet, :unsere Vorstellung von Recht und Ge
rechtigkeit ~:1.1 .festigen. Wir wi.inschen daher, daß allen 
unschuldJ,g in diese Prozesse hineingezogenen Mi tbür
gern ein entsprechender Rechtsschutz gewährt wird, 
und wir erwarten, daß die Landesregierung sldl weiter 
bemüht, möglichst schnell eine bundeseinheitllche ge
setzliche Regelung zu erwirken, die den wirklichen Be
langen aller Beteiligte'n gerecht wird_ 

(Beftall bei den Regierungsparteien.) 

Vizeprlsident Bagler: 

Zur Beantwortung der Großen Anfrage hat das Wort 
der Herr Justizminister Becher. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich konnte 
natüt'lich nicht erwarten, daß die CDU eine so weit
gehende Begründung ihrer Großen Anfrage geben 
würde, und es wäre mir lieber gewesen, wenn man -
und das habe ich schon einmal hier gesagt - bei sol
chen Anfragen die Begründung wirklich vollständig 
bei.geben würde, damit auch eine umfassende Antwort 
erteilt werden kann. 

Ich möchte hier erklären, daß ich in weitgehendem 
Maße den Ausführungen meines Vorredners zustimme. 
Aber andererseits möchte ich z.um Ausdruck bringen, 
daß für mich keine Veranlassung vorliegt, diese Resti
tutionsgesetze in den verschiedenen Zonen ·neutsch
lands zu verteidigen, weil es sich hier ausschließlich 

' f • ' l 

um Besatzwigsrecht und nicht um Gesetze handelt, die 
das souveräne deutsche Volk beschlossen hat. Insofern 
entfällt für m.Ich die Aufgabe, für die Auswirkungen 
dieser Gesetze einzutreten. Ich muß mich vielmehr au! 
die Beantwortung der Großen Anfrage, und zwar auf 
die drei gestellten Fragen, besclu·änken. 

Erstens; Bei den Rilckerstattungskammern der Land
gerichte waren am 31. Dezember 1953 noch 3558 Sachen 
anhängig. Zu demselben Zeitpunkt lagen der Berufungs
instanz, den Oberlandesgerichten, 109 Sachen vor. Da
mit wäre die erste Frage beantwortet. 

Zweitens: Nach Artikel 20 der Verordnung Nr. 12-0 
werden in Rückerstattungssachen Gebühren nicht erho
ben. Es sind lediglich die, in der Regel j;(erin.e:fü.e:~en. 
Auslagen zu ersetzen. In.soweit liegt also -keine Ve;an~ 
Iassung zu Maßnahmf';)n im Sinne von Punkt .2 der 
Anfrage vor. Für einen Erlaß, der im Falle des Unter
liegens des Rilckerstattungspflichtigen der Gegenseite 
zu erstattenden Kosten - insbesondere. der Rechtsan
waltsgebühren - fehlt jede gesetzliche Handhabe. 

Zum dritten Punkt bemerke· ich: Nach Mitteilung 
des Herrn Bundesministers der Finanzen wird die 
Frage eines von der Bundesrepublik zu gewährenden 
Ausgleiches der mit der Rückerstattung für den Rück
standspflichtigen verbundenen Härte im Rahmen des 
Kriegsfolgenschlußgesetzes behandelt werden. Wie diese 
Regelung im einzelnen aussehen wird, kann im gegen
wärtigen Zeitpunkt noch nicht gesagt werden da erst 
ein vertraulich zu behandelnder Referentenent~urf vor
liegt. Andererseits ist mitgeteilt worden, daß tatsäch
lich ein solches Gesetz in greifbarer Nähe steht. Ich 
hoffe, daß wir auch hier zu einer vernünftigen gesetz
lichen Regelung kommen. 

Vizeprisldent Bögler: 

Wird eine Besprechung der Großen Anfrage ge
wünscht? Es ist Besprechung der Großen Anfrage be
antragt. Widerspruch erhebt sich nicht. 

(Abg. Steger: Ich bitte ums Wort!) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Steger von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Steger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Kollege Dr. Habighorst hat schon in eindring
lichen Worten über den Stand der ~ituation gespro
chen. Wir haben aber zu unterscheiden zwischen Wie
dergutmachung im allgemeinen und der Entschädi:. 
gung der Opfer des Nationalsozialismus nebst den Fra
gen der Rückerstattung im besonderen. Was die Frage 
dieser Rückerstattung angeht, so ist hier im Landtag 
elgentlich schon jahrelang nicht mehr über diese Dinge 
gesprochen worden. Wir haben viereinhalb Jahre lang 
nicht über dieses Problem gesprochen. Ich bin der 
Fraktion der CDU dankbar da.für, daß sie dieses Thema 
wieder einmal in das Blickfeld gerückt hat; denn daß 
es sich um ein Problem handelt, geht auch aus den. 
Ausführungen des Herrn Dr. Habighorst klar und 
deutlich hervor. 

Die Zahlen, die der Herr Minister genannt hat, sind 
zwar Zahlen, aber was hinter diesen Zahlen steht an 
Sorge und Not, Verzweiflung und Verbitterung, an 
Ressentiments, die sich inzwischen angesammelt ha
ben, das ist eine andere Sache, und das macht eben 
dieses Problem aus. Wir müssen uns schon mit den 
Dingen deshalb befassen, weil der Kampf gegen die 
bisherige Handhabung des Verfahrens gewissermaßen 
ein Kampf für den Ausgleich zwischen Deutschen und 
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(Steg er) 

Juden ist, die in erster Linie als sogenannte Berech
tigte auftreten. 

(Abg. Kuraner: Das ist eine komische Unter
scheidung!) 

Schon allein diese Tatsache rechtfertigt eine gründ
liche Aussprache. Die Regierung hat uns in ihrer A.nt
\Vort einige Zahlen genannt. aber wenn in der An
frage der CDU gesagt wird, es sei nur „eine Reihe'' 
von Fällen, dann kann ich sagen, es sind Tausende 
von Fällen. 

(Abg. Kuraner: Wieso? Es liegen nur 1000 vor!) 

- Bitte sehr, Herr Kuraner, es waren bis zum 31. De
zember 1953 41 400 Rück'erstattungsklagen eingeleitet 
in Rheinland-Pfalz. und es waren 35 000 davon ent
schieden. Das ergibt der Jahresbericht des Justizmini
steriums. Die Zahlen sind diesem Bericht entnom
men. Das ist also das, was erledigt ist. Die CDU fragt 
nach dem, was nicht erledigt ist, was sich in der er
sten Instanz und in der Berufungsinstanz befindet. 
Darüber hat der Herr Minister Auslmnft gegeben. 
Von der Frage der „Vergleiche" wollen wir gar nicht 
reden; denn das ist eine Tragödie für sich. 

Meine Damen und Herren! Es ist nicht nur bei 
„wenigen" Menschen der Glaube an den Willen zur 
Gerechtigkeit erschüttert, sondern jeder ein:r.elne die
ser Prozesse hat den Glauben bei all denen erschüt
tert, die nur irgendwie damit :r.u tun haben. Und das 
sind Tausende. Denn ich sage Ihnen, es haben damals 
nicht die Nationalsozialisten gekauft, sondern im gro
ßen und ganzen diejenigen, die mit dem National
sozialismus nichts zu tun hatten. Nach meinem Wis
sen, nach den Unterlagen, über die ich verfüge, sind 
80 v. H. der Fälle auf diese Leute zurückzuführen. Es 
sind auch nicht große Leute, sondern kleine und klein
s te Leute gewesen. E!> i:;ind Leute gewesen, die den 
jüdischen Käufern wohlwollend gegenüberstanden, d ie 
dafür teilweise schon zur Zeit des Nationalsozialismus 
schwere Nachteile auf sich genommen haben, Diffa
mierungen, ja Schließung der Geschäfte wegen der 
Verbindung zu Juden, Leute, die Berufsverbote über 
sich ergehen lassen mußten. 

Das alles muß gesagt werden, um den Anspruch 
dieser Betroffenen zu begründen, damit ein Härteaus
gleich vom Bund aus geschaffen wird. Das fluchwilr
dige Verfahren der Enteignung und Diffamierung, das 
der nationalsozialistische Staat gegenüber den Juden 
und allen in seinen Augen mißliebigen Kreaturen an
gewendet hat, ist wie ein Bumerang auf uns zurück
geflogen, aber nicht auf den eigentlich Schuldigen, 
auf den Urheber, auf den Staat, sondern auf den ein
zelnen. Und dagegen haben wir uns zu wenden. 

Diese einzelnen haben während der ganzen Zeit vor 
den Gerichten gestanden als Diffamierte, gewisser
maßen als Betrüger, als Diebe, als Menschen ohne 
Moral. Ich kann Ihnen sagen, daß man sich dagegen 
zu wehren hat. Wir haben uns dagegen zu wehren. 
daß die Mächte, die vorgegeben haben, gegen Hitler 

. zu kämpfen, als er verbrecherische Methoden anwen
dete, jetzt ähnliche Methoden anwenden, wenigstens 
Methoden, die im Endergebnis auch wieder der Diffa
mierung und Enteignung entsprechen und gleichkom
men. Dagegen haben wir uns zu wenden! 

Es ist eine Tatsache, daß der kleine Herr Müller 
und der kleine Herr Schmitz stellvertretend für die 
Allgemeinheit Hab und Gut eingebüßt haben. Daran 
ist allein schuldig der nationalsozialistische Staat, und 
dieser existiert nicht mehr. Sie haben dem Kollektiv 
der Juden - der Berechtigten - gegenübergestanden, 
dem großen Kollektiv der Alliierten, und ihnen hat 

kein Mensch zur Seite gestanden. Ihr eigener Staat 
war zu schwach und wollte in den meisten Fällen auch 
davon nichts wis~en. Ich werde wirklich erinnert an 
die Beziehungen, die zwischen der Machtpolitik der 
Staaten und dem kleinen Manne spielen, der die Strei-

1 tereien der Politiker nachher auf seinem Buckel· aus
!· zutragen, d. h. auf den Schlachtfeldern auszutragen 
i hatte. 

1 

1 

Hier im vorliegenden Fall werden Menschen nach 
alliierten Gesetzen verurteilt, sie werden wirtschaft
liCh niederltartätscht. moralisch diffamiert, obgleich in 
80 v. H. der Fälle nicht der geringste Vorwurf erho
bei+ oder gar ein Beweis dafür geführt werden kann, 
daß sie irgendwie auch nur Nutznießer fremden Un
rechts gewesen sind, nämlich des Unrechts des natio
nalsozialistischen Staates. 

Meine Damen und Herren! Der Staat und die ganze 
Umwelt sehen 7'1.l. wie Menschen heute, mitten im so
genannten Frieden, von Haus und Hof vertrieben wer
den; sehen zu, wie sie ihre Existenz verlieren, ihre 
Vermögenswerte, ihre Ersparni:->se. Mir sind Fälle be
kannt - das weiß ich aus meiner Eigenschaft als Vor
sitzender des Landesverbandes für loyale Restitution 
-, wo Menschen in den Tod getrieben worden sind. Ich 
möchte das nicht dramatisieren, aber es ist da eine 
ungeheure Tragödie entstanden, und die hat . sich in 
aller Stille abgespielt. 

(Abg. Kurnner: Die andere vom November 1938 
war dafür etwas lauter!) 

- Ich weiß nicht, welche andere Sie meinen? 

(.Aibg: Kuraner: Ich meine die Tragödie!) 

- Herr Kuraner, ich will nur eins: ich spreche kein Wort 
~ür die „Ariseure·'. Ich spreche nur für diejenigen, die 
nachweislich keinen persönlichen ZW3ng ausgeübt ha
ben. die nachweislich nicht gegen die guten Sitten ver
stoßen haben, als sie dam~ls kauften. Das sollen siebe
weisen, und diese Beweise sind von den Gerichten, von 
den Wiedergutmachungskammern nicht angenommen 
worden. 

Wir halben uns damals gegen die Entnazifizierung 
gewandt. Wil• haben versucht, aucn diesen Menschen 
gerecht zu werden. Aber ich muß eines sagen, welch ein 
Geschr'ei ist damals gey,-esen, wenn irgendeinem auf 
den Fuß getreten wurde. Und heute herrscht Grabes
slille. Immerhin haben diejenigen, die entnazifiziert 
werden mußten, mal der Partei, der NSDAP, angehört, 
aber von dieseu Menschen, die gekauft haben, haben 
sehr wenige der NSDAP angehört. Das sollte man nicht 
übersehen. 

Der Herr Minister hat davon gesprochen, daß keine 
Gebühren entstanden sind. Gewiß, Gerichtsgebühren 
sind nicht entstanden, aber die RechtsanwaltskQSten sind 
entstanden. Man hat sich auch beim Gericht niemals 
einen Gedanken darüber gemacht, ob man solch einem 
Verpflichteten nicht doch das Armenrecht geben könnte. 
Die Fälle waren von vornherein hoffnungsl0s bei diesen 
Geaetzen und bei ihrer Anwendung. Es ist auch nicht 
die Spur eines guten Willens vorhanden i,;ewesen, ein
mal zu überlegen, ob nicht .al,lf irgendeine Weise ge
holfen werden könne. 

Aucri hei den Fimmzverwaltungen gab es Auseinan
dersetzungen über Auseinandersetzungen. Welche Mühe, 
welches Hin und Her' ist gewesen, bis die· Kosten au~ 
diesen Prozessen endlich steuerabzugsfähig gemacht 
worden sind! Schließlich sind da:;; Kosten aus Prozessen, 
mit denen die Beklagten, nämlich die da:rnaligen Käu
fer, 30Weit sie anständig ware!n - das betone ich immer 
wieder - in vielen Fä llen nicht nur von einem Berech-
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tigten, der sich !ür berechtigt hielt, im Sinne des Ge
setzes, sondern gleich von drei, vier hintereinander mit 
Streit geradezu überzogen worden sind. 

Ich kann Ihnen sagen, es ist ein betrübliches Kapitel, 
w ie die Anwälte, die da w!getreten sind, beide Teile 
vertreten haben, einmal diesen Teil, einmal jenen Teil, • 
wie sie morgens für die Gesetze der Alliierten plädie
ren mußten und nachmittags gegen diese Gesetze! Da 
hat man „Schnitte" gemacht, da hat man sich die Hände 
iewaschen in anderer Leute Unglück! Es gibt auch Aus
nahmen. Ich gedenke an dieser Stelle mit Dank der 
Ausnahme, die unser eigener Finanzminister mit sei
nem Erlaß vom 11. Juni 1952 gemacht hat. Hier war 
wenigstens mal bei einer Behörde ein offenes Ohr für 
eine vernünftige Regelung. 

Meine Damen und Herren! Was diese Kosten an
geht, so bin ich Zeuge iewesen, wie ein Nachbar von 
mir, ein alter Mann, mit grenzenloser Erbitterung und 
unter den Tränen seiner a bgearbeiteten' Fra u 686,30 DM 
für Kosten des Anwalts in der ersten Instanz ~us;µn
menkratzen mußte, um nicllt gepfändet zu werden. 
Wenn Sie das alles erlebt hätten wie ich, dann würden 
Sie genau so dafür plädieren, daß dieses Unrecht end
lich einmal aufhört. 

Auch Richter sind daigegen aufgetreten. Ich könnte 
Ihnen eine ganze Reihe von Briefen vorlesen, in denen 
sich diese Richter beschweren und sehr klar und deut
lich sagen „Angesichts der gesetzlichen Regelung, d ie 
die Kaimmer an sich nicht billigt, ist ·aber die Kammer 
an einer anderen Entscheidung gehindert". - Das steht 
in einem Brief an Herrn Dr. Pünder als Auszug aus 
einem Urteil. Es steht weiter in diesem Urte il: „Es muß 
Aufgabe des deutschen Gesetzgebers sein, die Folgen, 
für die dde Pflichti,gen in fast allen Fällen keine Ver
antwortung tra.gen, nun endlich a usrugleichen." .- Und 
daraJUf kommt es mir an! Ich möchte wünschen, daß 
Sie d.3von überzeugt sind, daß hier wirklich ein Aus
gleich kommen muß. Darrilber darf ich v ielleicht noch 
ein kurzes Wort sagen. 

Es ist immer wieder versucht worden, ein bundesein
heitlkhes Gesetz ru schaffen. Das is t immer w ieder ge
scheitert an dem Veto der Hohen Kommissiu-e. Ich selbst 
bin zugegen .gewesen, als man mit dem Vertreter d.es 
Hohen amerikanischen Kommissars über diese Dinge 
gesprochen hat. Er hat erklärt, es wird nichts geändert. 
- Der Bundestag ist also bei seinen Bestrebungen, zu 
einer bundeseinheitlichen deutschen Regelung zu kom
men, ohne Erfolg geblieben. Heute stehen diese ge
samten alliierten Gesetze im tl'berleitungsvertrag, im 
Deutschlandvertrae. Soviel icll weiß, hat der Bundestag 
diese Verträge bereits akzeptiert, wenn sie auch noch 
nicht reti!iziert sind. Herr Dr. Habighorst, da wird sich 
a lso meines Erachtens nichts ändern ; es krum s ich gar 
nichts ändern. Wir können nur für einen innerdeutschen 
Ausgleich plädieren. Wir können uns nur bemühen, daß 
fnne2rh!llb des Kreises der Betroffenen, soweit sie wirk
lich anständig waren und nicht gegep. die guten S itten 
verstoßen haben, ein Ausgleich geschaffen wird, damit 
auch - was ich eben schon durch einen Zwischenruf er
wähnt habe - die Entwicklung des Antisemitismus, die 
zu beobachten ist, nicht weiter.geht. 

Icll gebe Ihnen die Versicherung, ich bin nach diesen 
Erfahrungen, die mich persönlich betroffen haben, auch 
heute noch kein Antisemit. Ich erinnere mich immer 
oor:m, was dem jüdischen. Volke In jenen Jahren ge
schehen ist. .Das wird durch nichts aus der Welt ge
scha.m. Man kann zu dem Israel-Vei:trag stehen, wle 
man will, dieser Vertrag ist nicht Objekt irgendeiner 
Errechnung, es ist ein moralisc:iler Akt, den das deut
sche Volk zu vollziehen hat. Auf diesen Standpunkt 

" 

hat sich auch der gesamte Bundestag gestellt. Aber es 
k~ doch so nicht weitergehen. Wenn auf diese Weise 
mlt der Hergabe von drei -Milliarden Mark ein Aus
gleich geschaffen werden soll, dann kann nicht in 
Deutschland dieses Ressentiment weiterschwelen, nur 
weil sich viele Deutsche zu unrecht verurteilt, diffamiert 
und vernichtet fühlen durch diese alliierte Gesetzgebung 
und durch die Anwendung der Restitution sgesetze durch 
die deutschen Gerichte. 

Deswegen möchte ich Sie bitten, sich doch dafür ein
zusetzen, daß dieser Härteausgleich kommt. Es scheint 
keine Frage zu sein, daß er kommt. Wesentlich ist aber, 
wie er nun gehandhabt wird. Daher habe ich mir er
laubt, Ihnen eine Druckschrift vorzulegen, die wir Ihnen 
zum Studium empfehlen möchten. E..-=; geht darum, daß 
daraus etwas Richtiges ~emacht wird, daß in diesen 
inneren deutschen Härteausgleich nicht wieder alle die 
Begriffe hineinkommen, die schon das alliierte Resti
tutionsgesetzgebungswerk zum Unheil sich haben ent
wickeln und auswirken lassen. Es muß klar und deut
lich gesagt werden: Jeder hat zu beweisen. daß er da
mals anständig gehandelt hat, ohne persönlichen Zwang, 
daß er nicht gegen die guten Sitten verstoßen hat. Wenn 
dieser Beweis erbracht werden kann - das s teht in sehr 
vielen Urteilen -, dann muß der Anspruch auf eine 
Vergütufii durch einen Ausgleich gegeben sein. 

Wenn Sie die beiden Entwürfe vergleichen, dann fin
den Sie einen Entwurf von der Vereinigung für loyale 
Restitution bzw. von der Vereinigung der Rückerstat
tungs.geschädigten, und einen En twurf des Rechtsaus
schusses des BundesVi.ges. Ich bitte Sie, diese beiden 
Entwürfe miteinander i:u verglekhen und sich dafür 
ein:r:usetzen, daß eine wirklich gerechte und klare Rege
lung erfolgt; nicht eine Regelung, bei der die Betr-0!fe
nen wiederum als Diffamierte vor den Behörden stehen, 
die die Feststellungen machen sollen, und nicht wie
derum gewissermaßen das Innerste nach außen drehen 
müssen, um zu beweisen, daß sie anständige Leute wa
ren, daß sie haben helfen wollen, wenngleich sie dabei 
auc::h ihre persönlichen Interessen .gewahrt haben. Man 
hat aber diese Objekte nicht gekau!t wie meinetwegen 
einen Weck oder ein Stück Wurst, sondern es waren 
Objekte, bei denen man sich überlegen mußte, ob man 
den Kauf a'Uch verkraften konnte. 

Entscheidend scheint mir die Gesinnung zu sein, in 
der das damals geschehen ist. Wenn diese Gesinnung 
nicht zu Beanstandungen Anlaß gibt, dann muß ein 
Ausgleich erfolgen. kh bitte Sie, uns dabei zu helfen, 
daß wir zu dieser Regelung kommen, auch aus politi
schen Erwägungen, die ich eben angedeutet habe. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vl.zeprllsldent Böcler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von 
der Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsidentr Meine Damen und Herren! Unsere 
Fraktion hätte es begrüßt,, wenn nach der Stellung
nahme des Herrn Justizministers keine Aussprache 
erbeten worden wäre. Die Begründung, die die CDU 
hier vorgetragen hat, konnte auch von unserer Frak
tion weitestgehend unterstützt werden. Wir wissen, 
daß in den erörterten Verfahren sehr viele Schwie
rigkeiten aufgetaucht s ind, die oft sich auf Per
sonen abwälzte n, die, wie der Herr Kollege Dr. Habig
horst mit Recht festgestell t hat, vor 1938 aus gutem 
Willen und oft einem guten inneren Verhältnis zu den 
jüdischen Staatsbürgern gehandelt haben. Wie schwie-
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rig aber diese ganze Frage ist, habe ich selber einmal 
in Amerika erfahren. Sie wissen, daß ich Mitglied 
einer kleinen delltschen Delegation war. Wir haben im 
Dezember 1951 als deutsche Delegation im amerika
nischen Auswärtigen Amt diese Frage angesprochen 
und damals schon auf die politische Bedeutung des 
ganzen Vorganges hingewiesen. Bei unserem sonst an 
sich sehr netten Empfang und ausgezeichneter Behand
lung in den Staaten haben wir aber bei Ansprechung 
dieser Frage erlebt, daß plötzlich ein Eishauch über 
die Besprechung sich legte, so daß wir uns danach ge
sagt haben, daß es wahrscheinlich noch zu früh sei, 
das Problem zu verfolgen. Denn, Herr Kollege Steger, 
über der ganzen Frage, die hier angesprochen ist, 
schwebt doch der ~ist der Millionen Opfer des Na
tionalsozialismus. 

(Abg. Kuraner: 6 Millionen Toter!) 

Das sollten wir hierbei nicht vergessen. 

(Abg. Steger: Das tue ich auch nicht!) 

Ich glaube, wir alle haben den Entschluß des Bun
dest<1ges, über alle kleinredltlichen Bedenken sich hin
wegsetzend, eine große Wiedergutmachung zu beschlie
ßen, begrüßt in der Hoffnung, daß damit die Entgif
tung von Beziehungen eingeleitet würde, die die At
mosphäre wieder zugunsten des deutschen Volkes be
reinigt. Auch wenn wir hier im Hause die Frage an
sprechen, sollen wir diese letzte Zielsetzung unserer 
Bemühungen nicht vergessen. Aus dieser letzten Ziel
setz.ung heraus, Herr Kollege Steger, eine offene Et·
klärung: Wir sollten uns in keinem Falle vor die stel
len, die die Not der jüdischenStaatsbürger in irgend
einer Form ausgenützt haben. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Steger: Das habe 
idl auch nicht gesagt!) 

Deshalb ·wehre ich mich auch gegen die gleichmäßige 
Behandlung der Vorgänge über eine sogenannte Bun
desregelung. Man muß genau nach den Motiven in 
jedem einzelnen Falle suchen, 

(Abg. Steger: Sehr richtig!) 

um festzustellen, ob ein solcher Vorgang von deut
sdler Seite neu behandelt werden muß. Ich will Ihnen 
ein persönliches Erlebnis erzählen. 

Ich war in der fraglichen Kristallnacht beruflich 
unterwegs. Diese Vorgänge haben doch jeden Deut
schen, der um das Schicksal der Nation bangte, da
mals so erschüttert aus dem Bewußtsein heraus: das 
alles kommt morgen auf uns wieder zurück! 

(Sehr gut! im Hause.} 

Es ist in den Bomben auf uns zurückgekommen. 
Das, was jetzt hier vor uns liegt, ist doch letzter Aus
klang dieses Vorganges. Personen, die mitgeholfen 
haben, diesen Vorgang in Deutschland auszulösen, ha
ben heute ebenso wenig Anspruch auf Unterstützung, 
wenn s ie jetzt in Bedrängnis gekommen sind wie die 
Personen, die nach der Kristallnacht die Not der jü
dischen Staatsbürger ausgenützt haben. 

(Abg. Steger: Jawohl! - Abg. Kuraner: Schon 
vorher!) 

Anfang 1939 kam einer meiner Bekannten zu mir 
und fragte mich, welche Auffassung ich. vertreten 
würde, wenn er ein von der NSDAP angebotenes jü
disches Geschäftshaus übernehmen würde. Ich habe 
ihm damals gesagt: mein Lieber, man bereichert sich 
nicht an anderer Leute Not. Es hätten damals alle der 
NSDAP erklären sollen, was dieser Mann dann der 
Partei erklärte: ich bin nicht interessiert. Aber die, 
die sich nach diesem schrecklichen Vorgang mit der 

NSDAP in ~ä!te eingelassen haben, können nicht 
glei~beha~4elt werden mit denen, die 1933, 1934 und 
1935 aus · inerisChUchen Motiven jüdisdles Vermögen 
übernommen haben. 

!Sehr richtig! im Hause.) 

Man sollte doch die Dinge trennen! 

(Abg. Dr. Habighorst: Das muß man auch!) 

Das Ziel Ihres Antrages, Herr Kollege Dr. Habig
horst, war auch, die Dinge zu trennen. Aber tun wir 
doch nicht so, als ob hier nur Unrecht von der an
deren Seite auf uns zukommt. · 

(Lebhafter Widerspruch bei der FDP. - Abg. 
Wilms: Das will auch keiner!) 

t-le1n, nein, Herr I<:o1lege Steger, hüten ·vvir uns vor 
dieser Meinung und bemühen wir uns, auch hier nicht 
nur dem geschriebenen, sondern auch dem morali
schen Rechte zum Siege zu verhelfen. Das morali
sche Redlt geht dahin, daß diejenigen, die aus guten 
Motiven gehandelt haben, heute durch den Bundes
gesetzgeber im Rahmen des eigenen Bereiches gesi-
ched und geschützt werden müssen. · 

(Abg. Steger: Das werden sie aber niCht!) 

BesatzungITT"echt ändern wir nicht. Aber sind wir 
uns doch bei der Behandlung der Materie klar dar
über, daß wir denen diese Schutzmöglichkeit, die hier 
angestrebt wird, absprechen, die damals - mindestens 
nach 1938 - die ganze wirtschaftliche, po1itische und 
moralische Situation Deutschlands falsch eingeschätzt 
haben. Wer damals die Dinge falsch eingeschätzt 
hat, kann nicht vom ~setzgeber erwarten, daß 
öffentliche Mittel ihm dieses falsche Einschätzen heute 
wieder liquidieren helfen. So sehen wir Sozialdemo
kraten diese Dinge. Wir wünschen also. daß bei Be
handli.i.ng der Fä lle, das, was neues Unrecht zu wer
den droht, durch die deutsche Gesetzgebung, auch 
durch wirtschaftlichen Ausgleich, wieder bereinigt 
wird, 

(Abg. S teger: Jawohl!) 

damit aus dem Vorgang auch nicht der geringste An
l aß zu einem neuen Antisemitismus zurückbleibt. Wir 
wünschen C'lber <'IUf der anderen Seite von denjenigen, 
die in dfe Dinge damals leichtfertigerweise eingestie
gen sind, den Mut zu der moralischen Konsequenz; 
jawohl, iclJ. habe damals die Dinge falsch eingeschätzt; 
aus d ieser falschen Einschätzung heraus hat nidlt ·der 
Staat, sondern daraus habe ich selber die Konsequen
zen zu. tragen. 

(Abg. Bauer: Das sind aber die ersten, die etwas 
bekommen!) 

lm übrigen hoffen wir, daß alle Beteiligten in 
dieser Frage Verständnis dafür haben, daß man nicht 
Unrecht mit Unrecht wieder vergelten soll. 

{Abg. Steger: Sehr richtig!) 

Man kommt aber zum Recht, wenn man die Motive 
und Vorgänge genau unterscheidet. Wenn man bei 
der Unterscheidung der Vorgänge zu der Meinung 
kommt: hier ist aus der Tatsache heraus, daß die Dinge 
Inzwischen leider vielfach unpersönlich geworden 

.sind, eine Härte zu verzeichnen, dann soll man in 
diesen Härtefällen eingreifen. Ich sage „unpersönlich 
geworden sind", denn das möchte ich zu Ehren der 
noch lebenden jüdischen Staatsbürger sage11, daß in 
fast allen Fällen, wo die Gegenpartner noch leben, die 
Dinge sehr schnell bereinigt worden sind. Mir sind 
Dutzende von Fällen bekannt, wo die Juden inzwischen 
wieder aus Amerika zu ihren früheren Freunden· zu
rückgekehrt sind und gesagt haben: wir haben unsere 
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Rechnung damals aufgemacht, wir brauchen sie heute 
n icht mehr aufzumachen. Nur dort, wo die Dinge in
zwischen durch Schuld des deutschen Nationalsozialis
mus unpersönlich geworden sind, treten die großen 
Schwierigkeiten auf, die wir außerordentlich bedauern 
Aber ich bitte Sie, Herr Kollege Steger, Verständnis 
dafür zu haben, daß man in dieser Frage mit aller 
Vorsicht vorgehen und auch den Mut haben muß zu 
sagen: hier steht neben dem rechtlichen Vorgang auch 
der moralische. Beide Dinge miteinander zu verbin
den, heißt, glaube ich, eine Lösung anzustreben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vlzeprlsfdent Bögler: 

Ich darf zunächst eine Reihe von Besuchern auf der 
Tribüne bitten, sich jeder Beifallskundgebung zu ent
halten. 

Das Wort ha t nun der Herr Abgeordnete Schuler von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Schuler: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
über clle Ausführungen des He'rrn Kollegen Schmidt 
ihlßerst erstaunt. 

(Zurufe bei der FDP: Wir auch!\ 

Wie kann man eine Anfrage so falsch verstehen? Ge
nau das, W<IS Sie gesagt haben, da s wollen wir ja. Kein 
Mensch von uns denkt daran, jema nd zu begünstigen, 
der für sich seinerzeit Vorteile aus den Käufen heraus 
gezogen hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es werden ja nur die Fälle angesprochen, wo Unrecht 
geschehen ist durch die Restitution . Sie selbst haben 
gesagt - das wollte ich an den Anfang meiner Ausfüh
rungen stellen - : man darf niclJ.t Unrecht m it Unrecht 
vergelten. 

(Abg. Schmidt: Habe ich mich .gegen Sie ode r gegen 
den Kollegen Steger gewandt? - Widerspruch bei 
der FDP. - Abg. Lotz: Wir haben richti~ zugehört!) 

- Gegen den Inhalt, Herr Kollege Schmidt, haben Sie 
sich gewandt. Ich kann mir nicht vorstellen, diaß Sie 
das, was wir wollen, nicht verstanden hätten. Ich kann · 
nur daraus schließen: Sie wollen es nicht verstehen. 
Das ist ja gerade das Prekäre, Diffizile an der Ge
schichte, daß wir alle miteinander uns vollständig dar
über im klaren sind, daß ein ungeheures Unrecht uns 
b elastet. Aber kein Mensch denkt doch daran, diese Be
lastung auf die Weise abzudrücken, daß man .uns sagt: 
Umgekehrt, wir müssen das wiedergutmachen, was die 
Restitutionsbetroffenen betrifft. Nein! Lediglich und 
ausschließlich diejenigen sollen oorch unseren Antrag 

. ins Recht gerückt werden, die, so wie Sie es geschildert 
haben, in den ersten Jahren des. tausen<ljährigen Rei
ches aus Entgegenkom.>nen, Gefälligkeit, ja sogar, wie 
ich es aus meiner Praxis in vielen F ällen weiß, Geld 
aufgenommen und Zinsen gezah'it haben und damit 
ihren jüdischen Mitbürgern entgegengekommen sind, 
ihnen auf dringendes Bitten das Grundstück abgekauft 
und dafür Geld gegeben haben. 

(Abg. Schmidt: Sehen Sie sich das mal an!) 

- Das ist mir vorhin übergeben worden; dazu hatte ich 
noch keine Gelegenheit. Meine Damen und Herren! 
Verkennen wir nicht, es ist ein Problem und e s schwelt 
im Volke, wenn wir vom Herrn Kollegen Steger hören -
was ich nicht nachprüfen kann, ich nehme aber an, es 
stimmt -, daß allein Im Lande Rheinland-Pfalz über 

41 00-0 derartige F älle abgehandelt worden sind - ich 
unterstelle das einmal als richtig -

(Abg. Steger: Das steht im Jahresbericht des 
Justizministeriums!) 

und 80 v . H. unter das fällt, was wir hier gutmachen 
wollen. Dann ist ja damit dargetan, daß es ein w irk
liches Problem ist, um das es sich hier handelt. Wir 
müssen dafür sorgen, daß wir dieses Problem aus der 
Welt und wieder Gerechtigkeit sch.<i.ffen. 

Wir verkennen keineswegs, dnß wir vom Lande aus 
wenig oder vielleicht auch gar nichts ma chen können. 
Ich will nur ein einziges Beispiel sagen. Der Herr Justiz
minister hat darauf abgehoben, daß Gerichtskosten nicht 
entstehen können für den Beklagten, d aß wohl aber in 
den meisten Fällen sehr hohe Rechtsanwaltskosten ent
stehen. Das ist richtig. In der Regel sind diese Prozesse 
von hohem Streitwert. Nun steht in der Verordnung 
Nr. 120 die Bestimmung, daß jeder Klüger auf Antrag 
einen Anwalt .zugeordnet erhält, auch wenn er Millio
när ist. Wer hindert das Land daran, ergänzend dazu 
die Bestimmun~ zu treffen, für den Beklagten auch 
einen Armenanwalt beizuordnen? 

($ehr gut! im Hause.) 

Das ist nicht viel, aber etwas. Man beweist damit, 
daß man gerade das, was die meisten Le!Jte so bedrük
kend empfinden, die Diffamierung, vermeiden will. 
Gleiches Recht für alle. Dann gibt man dem Beklagten 
von Amts wegen a<uch einen Anwalt. 

In diesem Zusammenhang, Herr Stcger, gestatten Sie 
mir pro domo für meinen Beruf eine Bemerkung. Sie 
haben vorhin gesagt, es sei me hr oder weniger emp(l
rend zu sehen, wie der Rechtsanwalt. heute für die Ver
ordnung 120 sich e!nsetzen muß und morgen dagegen, 
je nachdem, wen er vertritt. Das ist nun einmal der 
Beruf des Anwaltes. Das schließt nicht aus, daß der 
Anwalt doch ein ehrenhafter Mensch ist. 

(Heiterkeit im Hause.) 

Sie werden ja selbst zugeben, daß in vielen Fällen 
die Klage durchaus berechtigt ist, in a n1eren F ällen 
vielleicht nicht. Das nur nebenbei. Ich habe mich hier 
angesprochen gefühlt. 

Nun hat uns der Herr Jus tizminister m itgeteilt, daß 
noch 3558 Landge richtsfälle und 109 Oberlandesgerichts-

. fälle. in unserem Lande anhängig sind. Das ist, gesehen 
an der ursprünglichen Zahl von 41 000 Fällen, nicht 
mehr allzuviel. Ich gehe noch weiter als das, was der 
Herr Kollege Dr. Habighorst hier vorgetragen hat. Ich 
stehe auf dem Sta ndpunkt: wenn schon, denn schon! 
Wenn wir uns überlegen, wie >vir denen helfen wollen, 
die zu Unrecht in diesen Prozessen angegriffen sind, 
dann müssen wir uns auch überlegen, wie denen zu 
helfen ist, deren Verfahren bereits abgeschlossen is t 
und die heute noch an den Kosten usw. stottern müs
sen. Es ist richtig, was der Herr Kollege Ste,ger sagt, 
a uch mir ist das beka nnt: Es gibt F älle, wo Leu te 
Selbstmord begangen haben, weil i:ie verurteilt worden 
sind und das Empfinden hatten, daß sie völlig zu Un
recht ven1rteilt wurden. Sie leiden unter der Strenge 
des Gesetzes. Wir können die Vercrdnung Nr. 120 nicht 
aufheben. Wir müssen zusehen, glaube ich - das wäre 
unsere Pflicht - , die Folgen dieser Verordnung :i:u mil
dern, wo wir sie mildern können, immer nur, Herr 
Kollege Schmidt, selbstverständlich unter der Voraus
setzu.ng, daß der Betroffene im Recht ist. Kein Mensch 
- damit schließe ich und wiederhole das - in diesem 
Hohen Hause denkt daran, irgendeinen zu schützen, 
der im UM.tsendjährigen Reiche sich hat bereichern wol
len zuungunsten der jüdischen Mitbürger. Das will 
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kein Mensc:h von uns und das hat auch der Herr Kol
lege Dr. Habighorst nicht gewollt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Bögler: 

Das Wort hat nochmals der Herr Abgeordnete Steger. 

Abg. Steger: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! .Ich fasse 
mich .ganz kurz. 

Herr Kollege Schmidt, ich weiß nicht, wie Sie mich 
verstanden haben. Jedenfalls sitzen Sie jetzt 8 Jahre 
mit mir :rnf den Bänken des Landtagas, zuerst in der 
Beratend€'n Landesversammlung. dann im ersten Land
tag und nun im zweiten Landtag. Sie müssen sich ein 
Bild machen können, ob ich ein Ariseur bin in dem 
Sinne, wie Sie diese Leute bezeichnen Da mache auch 
ich - das habe ich eben ausdrücklich gesagt - eine ganz 
klare Unterscheidung, Es kommt mir nicht darauf an. 
wie einer damals die I.Ki.ge „eingeschätzt" hat, sondern 
darauf, wie er damals eingestellt war. ob er aus der 
Not der jüdischen Mitbür.ger irgendwelche Vorteile zie
hen wollte. Darauf ist fluch der Entwurf abgestellt, den 
ich Ihnen gegeben habe. Das muß bewiesen .werden. 

(A•bg. B:rner: Das gibt heute keiner mehr zu! -
Abg. Sassenroth: Finden Sie jemanden, der das 

zugibt?) 

- Es besteht die M öglichkeit, die Feststellungsbehörde 
zu ermächtigen, Beweise zu verlangen. Weiterhin kann 
sie Zeugen hören, die gemm wissen, wie man damals 
gestanden hat. Herr Dr. Rotberg, ein uns allen bekann
ter Jurist, hat in seinem KQmrnentar ausdrücklich ge
sagt: Auch das allgemeine Verhalten gegenüber den 
Juden sollte bei den Wiedergutmachungskammern mit
be?'ürksichti.gt werden. Das ist in den wenigsten Fällen 
geschehen. Ich kann lhnen ein Urteil zeigen. das in 
meinem Besitz ist. Hier heißt es: „Es wird dem Beklag
ten keinerlei 'Unehrenhaft.es Vel'halten vorgeworfen nodl 
gar behauptet, daß er einen Zwang ausgeübt hat." Wenn 
Sie es sehen wollen, kann ich es Ihnen zeigen. 

Nur diese Tats:<i.che. meine Damen und Herren, gibt 
mir das Recht, hier zu verlangen, daß die Umstände 
berücksichtigt werden müssen, unter denen sich da
mals die Dinge abgespielt haben. Man kann da nicht 
alles in einen Topf werfen. 

Wir haben gerade deshalb so lange gewartet, weil 
uns überall dieser Eishauch entgegenschlägt, wenn 
man von diesen Dingen spricht; weil uns zum minde
sten dieser Eishauch bisher entgegenschlug, haben 
wir sogar 4i/2 Jahre gewartet, bis die Dinge einmal 
wieder zur Sprache gebracht werden konnten. 

Aber, Herr Kollege Schmidt, noch eins. Soweit die 
damaligen Verkäufer noch leben, ist das im allge
meinen gar kein Problem gewesen. Wo jedoch Ver
wandte an ihre Stelle getreten sind, da hat sich sofort 
ein Problem ergeben. Und drüben in der amerikani
schen und britischen Zone war und ist es so: Wenn 
der Jude nichts gefordert hat, dann hat die jüdische 
Nachfolge-Organisation, die sogenannte IRSO, die 
Dinge aufgegriffen und hat sie weiter betrieben. Wenn 
der Jude selbst nichts haben wollte, hat die Nach
folge-Organisation die Forderung übernommen und 
gestellt. Drüben im Lande Hessen hat das Land 
dieser jüdischen Nachfolge-Organisation die Forde
rungen abgekauft und zieht sie jetzt bei seinen eige
nen Staatsangehörigen e in. Das haben wir in Hessen, 
das haben wir auch in Bayern. Über dieses Verhalten 
des Staates will ich weiter nicht sprechen. Gott sei 

Dank ist das in Rheinland-Pfalz nicht geschehen; h ier 
ist auch die IRSO, die jüdische Nachfolge-Organisa
tion, nicht durchgekommen. 

Glauben Sie mir. meine Damen und Herren, ich be
fasse mich jetzt mit diesem Problem seit vier oder 
fünf .Tahren. Und ich befasse mich nicht nur mit mei
nem Fall; vor mir haben Hunderte gestanden, die mir 
ihre Fälle gesdiildert haben. Ich habe diesen Schilde
runf:en nicht ohne weiteres Glauben geschenkt, son
dern ich habe Beweise verlangt. Deswegen kann ich 
i<agcn, in 80 ·v. H. aller Fälle sind die Menschen an
ständig gewesen. und für diese anständigen Menschen 
müssen wir einen Ausgleich schaffen. Mehr wird nkht 
gefordert. 

{Beifall bei der FDP.) 

Vi'z:eprilsident Bögler: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von 
der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
gleich fertig, ich halte es nur für gut und richtig, 
wenn ich feststelle, daß ich namens der sozialdemo
kratischen Fraktion den Antrag und die Darstellung 
des Herrn Kollegen Dr. Habighorst ausdrücklich un
terstützt habe. Ich stelle das fest, damit man uns nicht 
draußen nachsagt, wir würden uns auch gegen die
jenigen Ansprüche, die auch unseres Erachtens zu 
rcdlt verfolgt werden können. 

(Abg. Steger: Gut!) 

Wir wenden uns aber dagegen, daß die Dinge allzu 
leicht in einen Topf geworfen werden. wie das in 
Ihrem Entwurf, der mir vorliegt, Herr Kollege Ste
ger, anscheinend geschehen ist. 

Es heißt nämlich in Ihrem Entwurf - ich pflege mir 
derartige Dinge schnell anzusehen - in Absatz 2: 

„Der -Anspruch auf Ausgleich nach diesem Gesetz 
ist ausgeschlo;;set1, wenn der Rückerstattungspflich
tige duJ:'<'h ein<>n individuellen persönlichen Zwang 
auf den früheren Eigentümer dessen Vermögens
verlust verursacht oder einen solchen Zwang unter 
Verstoß gegen die guten Sitten ausgenutzt hat." 

(Abg. Steger: Das ist auch genug!) 

- Enti:chuldigen Sie, der Verstoß gegen die guten Sit
ten begann in dem gleidien Augenblick - das ist un
sere Meinung - , in dem Personen die Maßnahmen der 
NSDAP dadurch realisieren halfen, daß sie der NSDAP 
das geraubte Vermögen abgenommen haben. In diesen 
Fällen muß bereits die Untersuchung gründlicher er
folgen. Sie haben einen Fehler gemacht, Herr Kollege 
Steger, Sie haben sich die Dinge insofern allzu leicht 
gemacht, als Sie den Versuch machen, die Dinge, die 
aus menschlichem Verhalten zu erklären sind, mög
lichst mit denen auf einen Fuß zu bringen, bei denen 
menscllliche Motive und mensd1liche Beziehungen 

. nicht mehr gegeben -waren; und damit schädigen Sie 
alle die Leute, die der Herr Kollege Dr. Habighorst 
schützen wollte_ Ich bin der Meinung, es ist im Inter
esse der Restitutionsgeschädigten, daß Sie selbst in 
Ihren Reih~n von denen Abstand nehmen, die die 
Konjunktur ausgenutzt haben. 

!Beifall bei der SPD. - Präsident Wolters 
übernimmt das Präsidium.) 

Herr Kollege Steger, wenn das geschieht, dann sind 
wir alle miteinander einig. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Prlaident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht mehr vor. Dieser Punkt der Tagesordnung 
kann damit als erledigt betrachtet werden. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 

Zweite Beratung elnes Urantragea der Frak.tfon 
der FDP betreffend Landesgesetz zur Erginzung 
des Landesbeamtenseset:z:es vom 13. 12. 1949 
(GVBL s. 605) ln der Fassunc vom 4. April 1951 

(GVBL S. 113) 
- Dtucksache II/752/796 -

Der Herr Abgeordnete Motz hat heute morgen be
reits in der Geschäftsordnungsdebatte zu der Ange
legenheit gesprochen. Ich darf ihm vielleicht das Wort 
erteilen. 

(Abg. Motz: Soll nicht zuerst die Berichterstattung 
erfolgen?) 

- Ja, mir ist es gleich, meine Herren. 

(Abg. Roth: Es ist nicht viel zu sa3en, sondern 
lediglich darauf zu verweisen - -) 

- Gut, dann .bitte ich, daß der Herr Abgeordnete Motz 
das Wort nimmt. 

Abg. Motz: 

Ich ha:be heute morgen schon bei der Besprechung 
der Tagesordnung darum gebeten, diesen Punkt abzu
setzen und nochmals an den Hauptausschuß zu über
weisen. Unter dem 2.7. Januar hat der Herr Minister
präsident an den Vorsitzenden des Hauptausschusses, 
den Herrn Kollegen Roth, ein Scllreiben ,gerichtet, in 
dem auf die Beamtenreclltefra.ge Bezug genommen und 
darauf hingewiesen wird, daß diese Lehrer weiter im 
Dienst behalten werden können, bis das Schuljahr ab
gelaufen Ist. Nach den Erfahrungen, die wir gemacht 
haben, ist dem guten Willen, den der Herr Minister
prästdent in seinem Schreiben zum Ausdruck gebracht 
hat, dlurch die unteren Behörden nicht in dem an.ge
gebenen ,Maße entsprochen worden, indem die Dienst
zeit dieser Lehrer über das 65. Lebensjahr hinaus bis 
:rum Ablauf des Schuljahres ausgedehnt worden wäre. 
Aus diesem Grunde erbitten wir die Zurückverweisung 
an den Hauptaussch:uß und knüpfen daran die Bitt<?, 
diaß uns das ddesbezüglkhe nötige Material für das Jahr 
19:13 zugänglich gemacht wird. 

Pr!tl!ldent Walters: 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen zur ge
schäftsordnungsmäßigen Behandlung der Sache vor, daß 
wir das Gesetz in zweiter Beratung ·behandeln und es 
nach der zweiten Beratung an den HaUJ>tausschuß zu
rtlckverwelsen. Ich dar! aufrufen den Artikel 1 und den 
Artikel 2, Einleitung und Überschrift. Wer dem Gesetz 
fn iweiter Beratung seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! -

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. Das Gesetz 
wird entsprechend dem Antrag des Abgeordneten Motz 
erneut zur Beratung an den Hauptausschuß überwiesen. 

Ich rufe auf Punkt 4 der Tagesordnung: 

Er1te Beratung eines Landesgesetzes über die Aus
rllederunr der Gemeinde Herdorf aus dem Amt 

Daaden, Kreis Altenklrchen 
- DrucksaChe II/833 :. 

'' ' 

Der .Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzent
wurf ohne Debatte an den Hauptausschuß zu überwei
sen. Das Haus ist mit diesem Vorschlag einverstanden. 

Ich rufe auf Punkt 5 der Tagesordnung: 

Zweite und dritte Beratung eines Landesgesetzes 
ftber dle Biidung einer selbständigen Gemeinde 

Vierherreoborn, Landkreis Saarburg 
- Drucksache II/790/832 -

Die Berichterstattung erfolgt durch den Herrn Abge
ordneten Hartmann. Ich erteile ihm das Wort. 

Abg. Hartmann: 

Herr Präsident! Meine Damen und meine Herren! 
Der Hauptausschuß hat die Drucksache II/790, Regie
rungsvorl:ige betreffend die Neubildung einer selbstän
digen Gemeinde Vierherrenborn im Landkreis Saar
burg, in seiner Sitrung vom 5. April beraten. 

In der Begründung zu <liesem Gesetzentwurf weist 
die Regierung die Notwendigkeit zu der Neubildung 
dieser Gemeinde mch, und der Ausschuß stimmte des
halb der Vorlage einstimmig zu mit der Abänderung, 
daß das Gesetz nicht - wie in § 7 vorgesehen - am 
1. April, sondern, wie in der Drucksache II/832 festge
legt wurde, mit Wirkung vom l. Oktober 1954 in Kraft 
treten soll. 

Namens des Hauptausschusses bitte ich das Hohe Haus 
um Zustimmung zu dieser Vorla:ge. 

Präsident Wolters: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Be
richterstattung. Wir treten in die Beratung ein. Ich rufe 
auf den Abschnitt I, den Abschniii II/III/IV/V und lasse 
bei Abschnitt V zunächst abstimmen über den Ände
rungsantrag des Hauptausschusses, Drucksache II/832. 
Wer diem Antrag des Hauptausschusses stattgeben will, 
den bitte ich um dns Handzeichen! - Die Gegenprobe! - . 
Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. Einleitung und Überschrift! Wer dem Gesetzent
wurf in zweiter Beratung seine Zustimmung geben will, 
den bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltung! - Ich stelle die einstimmige Annahme 
fest. 

Wir treten ,gleich in die dritte Beratung ein. Ich rufe 
auf den Abschnitt L'II/III/IV1V, Einleitung und Über
schrift. Wortmeldungen liegen nicht vor, ich schließe 
die Bespredlung. Wer dem Gesetzentwurf in dritter 
Beratung seine Zustimmung geben will, den bitte ich, 
sich vorn Plafa zu erheben! - Ich stelle die einstimmJge 
Annahme fest. 

Ich rufe au! Punkt 6 der Tagesordnung: 

Große Anfrage der Abgeordneten Martenstein 
(FDP), Beckenbach (SPD), Matthes (CDU) u. a. 

betreffend Stillegung der Selztalbahn 
- Drucksache IIi809 -

Wird die Anfrage besonders begründet? 

(Zuruf: Nein!) 

Das ist nicht der Fall. Die Beantwortung der Großen 
Anfrage erfolgt durch Herrn Staatssekretär Dr. Stein
lein. Ich erteile ihm das Wort. 

Staatssekretlr Dr. Stelnleln: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Bei der 
Großen Anfrage handelt es sich um ein Problem, das 
nicht in seiner Besonderheit gesehen, sondern in den 
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tS~aatss~ltretär Dr Steinlein) 

Rahmen einer allgemeinen technischen Entwicklung 
hineingestellt werden muß. Bei der Selztalbahn, einer 
Privat.bahn, die im Jahre 1902 durch ein besonderes 
Dekret die Berechtigung zum Betrieb erhalten hat, 
handelt es sich um ein Unternehmen in Privatbesitz. 
Wir haben hier des weiteren ein Unternehmen, das als 
typische Neben- und Kleinbahn den heutigen techni
schen Erfordernissen in keiner Weise mehr gerecht 
wird. Ich glaube, es deshalb als ratsam hinstellen zu 
dürfen, wenn ich eingangs bei der Erörterung dieses 
Problems davon ausgehe, daß der jetzige Eigentümer 
- eine Privatgesellschaft, die SEG-Aktiengesellschaft 
- dies~ Bahn stillegt, also seinerseits nicht mehr bereit 
ist, die seit dem Jahre 1902 in Betrieb befindliche 
Bahn weiter zu betreiben. Die Stillegung erfolgt des
halb, weil diese Bahn inzwischen aus den Ihnen hin
reichend bekannten Gründen unrentabel geworden ist. 

Nun erheben sich. wie immer bt!i solchen Einzel
maßnahmen, Bedenken gegen diese Stillegung, und es 
sind Bestrebungen zu verzeichnen, die teils auf Erhal
tung der noch bestehenden Bahn hinarbeiten, teils 
nach Möglichkeiten suchen, um dem Verkehrsbedür!
nis in dieser Gegend trotzdem gerecht zu werden. 
Wir haben hier einen typischen Fall, den ich nunmehr 
in seinen Einzelheiten behandeln möchte, nachdem . 

· ic..li zunächst versucht habe, ihn in den größeren Rah
men der technischen Entwicklung, des technischen 
Fortschritts und der sich daraus ergebenden . Konse
quenzen hineinzustellen. 

Weshalb legt der Privateigentümer die Bahn jetzt 
still, nachdem er doch damals diese Bahn gebaut und 
sie unterhalten hat, um aus ihr Rendite zu ziehen? 
Ich habe es angedeutet: Weil sie unrentabel ist. Soll 
nun - und das soll eingangs hier mit aller Präzision 
herausgestellt werden - irgendein anderer Unterneh
mer - etwa der Staat. - gesucht werden. der dieses de
fizitäre Unternehmen in eigener Regie oder in irgend
einer anderen Form der Betriebsmöglichkeit über
nimmt, um dem angeblich noch bestehenden und auf 
diese Bahn angewiesenen Verkehrsbedürfnis gerecht 
zu werden'? Soll man der öffentlichen Hand zumuten, 
t>in Unternehmen. dessen Fortführung der Privatmann 
aus guten und von seinem Gesichtspunkt aus ver
ständlichen Gründen ablehnt, nunmehr auf die we
sentlich kompliziertere Staatsmaschinerie übernehmen 
und damit grundsätzlich einem Prinzip widersprechen, 
das in diesem Hohen Hause mehrfach aufgestellt wor
den ist, wenn es sich um die Frage handelte, ob der 
Staat berechtigt sein soll, gewerbliche Betriebe, Re
giebetriebe oder dergleichen in seine Hand zu nehmen. 

(Abg. Claus: Er soll die Finger davon lassen!) 

Wir würden uns damit nach der grundsätzlichen 
Seite hin in einen Widerspruch verwickeln. Aber das 
soll nicht d·as Entscheidende sein, denn es kommt ja 
nicht darauf an, 

IZuruf der SPD: Wir haben unrentable Betriebe 
genug!) 

hier Theorien und wirtschaftliche Fundamentalsätze 
zu vertreten, sondern einen wirtschaftlich praktischen 
Weg zu finden, der einerseits dem Verkehrsbedürfnis 
der beteiligten interessierten Kreise gerecht wird, an
dererseits aber staatliche Hilfsmaßnahmen nur in dem 
Mafle beansprucht, als sie im Rahmen der dem Staat 
obliegenden öffentlichen Verpflichtungen gewährt wer
den können. 

Wenn Sie sich unter diesem Gesichtspunkt die fol
genden Zahlen ansehen. werden Sie ein erstaunliches 
Bild erhalten. Die Selztalbahn hat im Jahre 1949 mit 
einem Verlust von 195 788 DM, im Jahre 1950 einem 

solchen von 163 695 DM und im Jahre 1952 einem sol
chen von 189 965 Dl\II gearbeitet; das bedeutet also 
durchschnittlich einen Verlust von rund 200 000 .DM, 
der nur in einem reinen Betri~b:;defizi t besteht, also 
darin, daß sich die für den Betrieb notwendigen Aus
gaben nicht mit den Einnahmen aus dem Betrieb dek
ken, ohne dal~ dabei noch die Frage der Unterhaltung, 
der Erneuerung und des· gesamten Investitionsbedarfs 
bei dieser ganzen Anlage in irgendeiner Fol·m eine 
Rolle spielt. Dabei darf zur Eht·e der SEG darauf hin
gewiesen wel.'den, daß sie immerhin rund 1 Miliion 
D-M,ark für dieses Unternehmen seit der Währungs
reform aufgebracht hal, ab.or trotzdem nicht in der 
Lage war, aus der Anlage selbst die zur Verzinsung 
dieses Kapitals und für die erforderlichen Abschrei
bungen not.wendigen Einnahmen zu erzielen. 

Dai: läßt sich ohne weiteres beweisen, wenn Sie sich 
die Zahlen vor Augen halten, die sich auf dem Sek
tor de::; Personenverkehrs und auf dem Sektor des 
Güterverkehrs in den letzten Jahren ergeben haben. 
Man sollte eigentlich meinen, daß bei der starken An
teilnahme der Bevölkerung diese Bahn auch von der 
Bevölkerung benutzt würde und daß diese ganzen 
Anträge auf Staatshilfe, auf staatiiche Maßnahmen 
und auf Verhandlungsmethoden, die durch den Staat 
gefördert werden, ihre letzte Grundlage darin haben, 
daß die betreffenden Antragsteller - ich meine nicht 
hier die Herren, sondern die betreffenden Kreise der 
Bevölkel'l,lllg - und diese Kreise der Bevölkerung die 
Bahn au<:h tatsächlich benutz.en. D<is genaue Gegenteil 
ist aber - das ist statistisch nachgewiesen - der Fall! 
Beim Personenverkehr haben im Jahre 1953 von 
321 000 Personen n ur 81 000 die Bahn und die übrigen 
MQ 000 die Omnibusse benutzt. In der Resolution des 
Bauernverbandes wird ebenfalls darauf hingewiesen, 
claß man nach Möglichkeit doch für eine Modernisie
rüng durch Omnibusbetrieb auf den entsprechenden 
Strecken sorgen 81'.lHte. 

Auf dem Sektor des Güterverkehrs ist das Ergebnis 
nicht wesentlich anders. kh möchte Sie mit einzelnen 
Zahlen hier nicht behelligen, aber doch darauf hinwei
sen, daß im Durchschnitt an dieser Bahn pro Tag nur 
drei Güterwagen zur An- und Abfahrt in Anspruch ge
nommen werden. Sie erse-hen schon daraus, wie wenig 
rentabel das Unternehmen ist. 

In der 'Großen Anfrage wird erklfirt: Was gedenkt 
die LnndesrC'i;(ierung zu tun, um diese Bahn aufrecht
zuerhalten? - Blsher war zur SicheI"ltng und Erhaltung 
die~er Bahn von seiten der Landesregierung überhaupt 
nicht::: ztt tun; denn die Bahn :::teht im Eigentum der 
SEG, die auch für die Sicherheit des Gesamtbetriebes 
zu wachen hat. Was die Erhalhm~ der B::ihn anbelangt, 
so ki:mn die Landesregien.mg in keiner Form die SEG 
zwin~en, diese Bahn weiterzubetreiben. 

Wenn el:io die privatr~tliche Gesellschaft SEG es 
ablehnt. dann tritt die Rechtsfolge des § 16 der Kon
zession iws dem Jahre 1902 in Kraft. nach welcher die 
LRndesregierung erkli:lren muß, ob sie diese Bahn über
nehmen will oder nicht. Die Landesregierung hat, ge
stützt auf einen enbprechenden Kabinettsbeschluß, die 
übernahme der Bahn aus den eben angegebenen Grün
den abgelehnt. 

... 
(Al:>g. Fliesen: Vielleicht findet sich ein anderer!) 

Daß mmmehr ~ber die Landesregierung ihre Aufgabe 
nicht als erschöpft und gelöst ansieht, d'i.irfte sich aus 
dem ergeben, was ich anschließend noch zu den Maß
nahmen z.u sagen habe, welche die Landesregierung 
ihrerseits ergriffen hat, um diesem Verkehrsbedürfnis 
einerseits und den Notwendigkeiten staatlicher Hilfe 
andererseits gerecht zu werden. 
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(Staatssekretlr Dr-. Stelnlel.n) 

Die zweite Frage lautet: 

Was gedenkt sie :ru tun, wn der überwiegend 
bäuerlichen Bevölkerung die Bahn zu erhalten 
und zu vermeiden, daß der Verkehr auch in die
sem Gebiet in zunehmendem Maße von der 
Schiene weg auf die Straße mit all ihren Gefah
ren verlegt wirq? 

Auch hier möchte ich grundsätzlich einmal heraus
stellen, dtaß die Landesregierung keinerlei Möglichkeit 
hat, auf den Benutzer„ auf den Fahrgast, in irgendeiner 
Form einzuwirken, ob er die Schiene oder die Straße 
benutzt. 

Wenn Sie die Zahlen, die ich Ihnen gegeben habe, 
nochmals in ihr Gedächtnis zurückrufen und feststel
len, daß .zwei Drittel der Gesamtbevölkerung im letzten 
Jahr abgewandert ist zum Omnibus, der bereits dort 
den Verkehr übernommen hat, d~nn ist auch zugleich 
die Frage gelöst, was 1geschieht, um die Leute bei der 
Schiene Z'U halten und zu verhindern, daß sie rum 
Omnibus abwandern. Nichts geschieht nach dieser Rich
tung, weil eben von Amts wegen hier nichts geschehen 
kann. 

Das Zweite ist die Frage der Bewältigung des Güter
verkehrs. An dieser Bahn sind interessiert die Firma 
Böhrlnger in Ingelheim und die Anlieger dieser 17 km 
langen Eiscnb;,ihn. Die Anlieger sind alle in der Lage, 
in einer Entfernung von 2 bis höchstens 3 km einen 
anderen Bahnhof der Bundesbahn zu erreichen. Die 
Firma Böhringer hat mit der Bundesbahn ein eigenes 
Abkommen getroffen ·wegen des Ansdllußgeleises, so 
daß ·also mit beiden Gruppen der Verkehrsteilnehmer 
diese Frage gelöst sein dürfte, wobei man allerdings 
den Anliegern zumuten muß, daß sie einen Weg von 
2 bis 3 km zum nächsten Bahnhof über die Straße ma
chen. Das ist keine allzu große Zumutung, wenn man 
bedenkt, daß in anderen Gegenden wesentlich größere 
Zufahrtswege bestehen, und wenn man weiter in Er
wägung zieht, daß aber :ii.uch diese Schwierigkeit durch 
besondere Hilfsmaßnahmen der Bundesbahn etwas ver
mindert wird, weil diese Sammelbahnhöfe _so ,gelegt 
werden, daß man sie ohne allzu große Schwierigkeiten 
erreichen kann. 

Prsktiscll bleibt also noch der letzte Einwand ru be
heben, daß nämlich zur Zeit der Zuc-kerrübenernte nicht 
genügend Transportraum zur VerfüJO(f.mg steht, der diese 
Ernte rechtzeiilg in die Zuckerfabriken bringen könnte. 
Das haben wir auch vorausgesehen. Die entsprechenden 
Verhandlungen mit den Zuckerfabriken sind geführt 
worden. Der notwendige Transportraum ist gesichert, 
und es besteht kein Anlaß, Befürchtun~n nach dieser 
Richtung für die Zukunft auszusprechen. 

Es besteht aber auch kein Anlaß, 3/US diesem Sach
verhalt einen Vorwurf gegen irgend jemand zu erheben, 
der sich in die Sache eingeschaltet hat. Es besteht kein 
Recllt diazu, der SEG e inen Vorwurf daraus zu machen, 
daß sie diese Bahn stillgelegt hat, wenn sie nach ein
gehender Prü~ung zu dem Ergebnis gekommen ist, daß 
sie nicht mehr zu halten war. Es besteht kein Anlaß 
und kein Recht dazu, der Bundesbahn einen Vorwurf 
zu machen, wenn sie ihrerseits es ablehnt, diese unren
table Bahn in ihre eigene Regie zu übernehmen, und 
es besteht erst recht kein Anlaß dazu, dem Land etwa 
einen Vorwurf zu machen, wenn dss Land es ablehnt, 
die Gle!s11nlsgen, die heute nur noch einen Schrottwert 
besitzen, zum Preise von 400 000 bis 450 000 DM zu er
werben, und dann einen Dritten zu suchen, der das Be
triebsrisiko dieser ganzen Bahnanlagen übernimmt. 

Alles in allem gesehen ist also eine rein sachliche 
Prüfung notwendig, um hier einen Ausweg zu finden, 

~ 

1 

falls er überhaupt noch nach den von mil' eben gegebe
nen Darstellungen notwendig sein sollte. Es gibt einen 
solchen Ausweg dann, wenn die interessierten Kreise 
ihrerseits weiter mitmachen und sich nicht auf den 
Standtpunkt stellen, ein anderer, nämlich das Land oder 
die ·Bahn oder die SEG, muß uns helfen. Wenn sie be
reit sind, ihrerseits eine Gesellschaft zu gründen, die 
dann durch Verhandlungen mit der Bundesbahn einen 
Gleisanschluß aus dieser Strecke macht, und die Ge
sellschaft bereit .ist, die Gebühren und die Miete für 
diesen Gleisanschluß zu zahlen, dann kann alles beim 
alten bleiben. 

Das war der Vorschlag, der auch in den Verhand
lungen mit den Bauernverbänden gemacht worden, 
aber praktisch niemals verwirklicht worden ist. Ich 
glaupe deshalb abschließend sagen :zu dürfen, daß wir 
hier nsch Abwägung aller Gesichtspunkte von Für und 
Wider mit ruhigem Gewissen den Standpunkt vertreten 
sollen und müssen, daß die Landesregierung keinerlei 
Verpflichtungen hat, daß auch die Bundesbahn nicht 
verpflichtet ist und nicht angehalten werden kann, hier 
in einen defizitären Betrieb einzusteigen, sondern daß 
es Sache der Beteiligten selbst ist, sich aus diesem ge
samten Komplex von Fragen den Aus,„·cg zu suchen, 
der ihnen im Wege von Verhandlungen bisher gezeigt 
worden ist. 

Wir stehen, wie ich eingangs erwähnte, vor e iner 
Tatsache, die wir alle auch als Tat sache und nicht als 
gefilhlsbelebendes Moment oder als Grundlage einer 
Resign:'ltion oder als die Möglichkeit neuer Ressenti
ments betrachten wollen. 

Wir stehen vor einem Bild, das sich im Laufe der 
Zeit. trotz seines bleibenden Naturwertes geändert hat. 
Das Selzbachtal, durch das früher die römischen Kohor
ten unter der Führung ihres Zenturio gezogen sind, 
dann unter den Marschstiefeln französischer Soldaten 
gelitten hat, durch das die Befreh~ngsarmeen sich ihren 
Weg gebahnt haben, wurde 50 Jahre lang von einer 
Bahn befahren, die damals nicht war und die heute :ru 
sein nicht mehr berechtigt ist. 

(Abg. Kuraner: Mit dem Argument kann man alle 
Einrichtungen abtun! - Bewegung bei der SPD. -
Große Heiterkeit im Hause. - Unruhe. - Glocke des 

Präsidenten. - Anhaltende lebhafte Heiterkeit.) 

Präsident Wolters: 

Ich bitte um Ruhe! 

(Anhaltende Unruhe. - Abg. Markschef!el: Ich muß 
fragen, ob das Parlament au! den Ann genommen 

werden soll? - Erneute Heiterkeit.) 

Staatssekretär Dr. Steinldn (fortfahrend): 

Ich glaube daher, Sie bitten zu dür!en, falls weitere 
Verhandlungen notwendig werden, in diesem Sinne auf 
die interessierten Kreise hin~wirken, daß sie sfch an 
einer Betriebsgesellschaft beteiligen, die ein Anschluß
gleis bei der Bundesbahn erbittet und mit der Bundes
b<!.hn die entsprechenden BedingrUngen aushandelt. 

1 P<l ... <nt Woll"" 

1 Mit der Beantwortung der Großen Anfrage ist die 

{Beifall bei den Regierungsparteien.) 

1 Angelegenheit erledigt. 

(Abg. Beckenbach: Herr Präsident! - Abg. Völker: 

!
! Wir wünschen eine Besprecht:ng!) 

~ - Sie wünschen eine Besprechung. Ich s telle die Unter
stiltzungsfrage. Wer den Antrag auf Besprechung un-
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terstützt, den bitte ich um das Handzeichen! - Das reicht! 
Die Aussprache ist eröffnet. Das Wort hat der Herr 
.Abgeordnete Beckenbach von der Fraktion der SPD. 

Abg. Beekenbadl: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich glaube, 
es ist zweckmäßig und auch angebracht, am Beginn 
zum Ausdruck zu bringen, daß es sich der Herr Staats
sekretär Dr. Steinlein sehr leicht gemacht hat mit der 
Erklärung, 

(Abg. Kuraner: Mehr als leicht!} 

daß dort, wo vor Tausenden von Jahren die römischen 
Horden 

(Zurufe von der CDU: Kohorten!) 

durchgezogen sind und später die Kuhfuhrwerke 
durchgefahren sind, wo dann 5{) Jahre lang die Bahn 
gefahren ist, nun diese auch der Vergangenheit ange
hören soll. ·Man sollte doch etwas ernster an diese Frage 
herangehen, Herr Staatssekretär Dr. Steinlein. Wenn 
man vom rein rechnerischen Stannpunkt ausgeht, dann 
müßte man die ganze Bundesbahn sti!legen; denn die 
kämpft ja darum, renrobel zu bleiben, ja nur einige 
Fernverkehrsstrecken sind rentabel. 

Es ist Ihnen auch nicht unbekannt, Herr Staats
sekrefär, daß man sich auf der Bundesebene beinahe 
mit dem Herrn Finanzminister darum schlägt, 300 oder 
400 Millionen mobil zu machen, damit mit der Bun
desbahn nicht dasselbe eintritt, was jetzt mit der Selz
talbahn eingetreten ist. Da müssen doch tiefere Ur
sachen zugrunde liegen. Das sind meines Erachtens -
um das am Rande z.u vermerken - die Verpflichtungen 
der Bahnen, durch die Sozialtarife unrentabel zu wirt
schaften. Dafür kann meines Erachtens kein wirt
schaftlicher Betrieb gerade stehen. Das ist eine staats
politische, wirtschaftspolitische Frage, die von der po
litischen Größe getragen werden müßte. 

Darum ist auch der Vertrag, Herr Staatssekretär, 
einmal so abgefaßt worden. daß, wenn nach Ablauf 
der Konzessionszeit der private Träger nicht mehr in 
der Lage ist, die Bahn zu tragen. der Staat in irgend
einer Form einzutreten hat. Man hat das damals vor
ausgesehen. Das ist die Frage, die sich hier aufwirft. 
Sie haben von den drei Arten gesprochen, mit denen 
man zufrieden sein könnte. Aber ich glaube, man kann 
nicht damit zufrieden sein. Ist es denn vertretbar, 
meine Damen und Herren, daß ein solches Projekt -
wenn der private Träger unter Würdigung aller Um
stände nicht mehr in der Lage ist, es zu halten - ver
sd1rottet wird? 

(Abg. Pickel: Wir bleiben nicht stehen!) 

- Herr Pickel, ich weiß, daß Sie rein privatkapitali
stisch denken, das bedarf keiner besonderen Beto
nung. Das hatte ich schon vorausgesehen. 

{Heiterkeit bei der SPD. - Abg. Pickel: Ich bleibe 
nicht stehen!) 

Aber es gibt darüber hinaus noch andere ~sichts
punkte. Der Herr Staatssekretär hat u. a. auch auf 
den Gütertransport hingewiesen. Darüber wollen wir 
uns gar nicht lange unterhalten. Aber ich weiß, daß es 
bequemer ist, mit dem Omnibus aus dem Selztal nach 
Mainz zu fahren, als auf die Bahn zu warten. Doch 
wenn die Lösung so geschieht, wie sie der Herr Staats
sekretär Dr. Steinlein geschildert hat hinsichtlich des 
Herbstgüterverkehrs, dann wird es eine Katastrophe 
im Selztal geben; wenn nämlich diese Hunderte von 
Tonnen Rüben und Kartoffeln auf der Straße mit dem 
Lastwagen zu den anderen Bahnhöfen der Bundes
bahn gefahren werden, ist es einem Autofahrer un-

möglich, im Durchgangsverkehr das Selztal zu passie
ren. Das ist eine feststehende Tatsache . 

Wie ist eigentlich die wirtschaftliche Situation. Es 
geht mein.es Er;:i~·htens um nicht mehr und nicht weni
ger als um die Bereitstellung von 300 000 DM, die die 
SEG benötigt, um eine Einzahlung in ihre Versor
gungskasse machen zu können, damit die Versorgungs
ansprüche der bei der Selztal-Bahn Beschäftigten be
friedigt werden. So kann man es auch sehen. Es ist 
mir sogar heute morgen von der Bundesbahndirektion 
etwas Ähnliches gesagt worden. Aber idl nehme diese 
.Äußerung 1mch nicht hundertprozentig; denn die Bun
desbahn ist ja auch Partei, wie das Land hier Partei 
ist, und sie wird ihre Äußerungen so machen, wie sich 
das für eine Partei, die keine Belastungen auf sich 
nehmen will, gehöit. 

Es wirft sich die Frage auf, besteht hier nicht eine 
Verpflichtung des Landes, sicll daran zu beteiligen -
wie, wollen wir jetzt gar nicht prüfen -, daß die 
300 000 DM mobilisiert werden können. Man könnte 
die Selztalbahn als ein Anschlußgleis der Bundesbahn 
behandeln, wobei nur die Ausliefärungsgebühren zu 
z.ahlen sind, wie dies ja auch bei der Strecke der Firma 
Böhringer geschehen ist, wo die Bundesbahn diese 620 
Meter übernommen hat, die als Anschlußgleis behan
delt werden. 

Wenn die ganze Selztalbahnstrecke von 15 km ge
nau so behandelt wird - und die wirtschaftlichen Be
recb.n.un.gen müssen angestellt werden -, besteht nach 
den Äußerungen der Verkehrsfachleute von der Bahn 
und der Straße die Möglichkeit, den Unterbau zu er
halten und mit den aufkommenden Gebühren die Un
terhaltung zu sichern. Ich kann es nicht genau beur
teilen, aber mit Rücksicht auf die Größe des Problems 
.für die betroffene Bevölkerung halten wir von der 
sozialdemokratischen Fraktion es für angebracht, zu 
den Beratungen im Wit·tschaftsausschuß noch einmal 
Experten hinzuzuziehe11 und sich von ihnen eine genaue 
Berechnung vorlegen itt lassen, ob nicht irgendeine 
Zwischenlösung oder eine Lösung, die alle befriedigt, 
gefunden werden kann. 

Wir können uns nicht damit abfinden, diese Frage 
durch die Erklärung des Herrn Staatssekretärs Dr. 
Steinlein als erledigt anzusehen. Wir schlagen deshalb 
vor, über dieses Problem noch einmal im Wirtschafts
ausscbuß zu beraten und die entsprechenden Experten 
und Fachleute einzuladen. Erst dann, wenn eine gründ
liche Überprüfung ergibt, daß keine andere Möglich
keit und Regelung zu erreichen ist, sind wir mit der 
vor.gesehenen Regelung einverstanden, aber jetzt nicht. 

(Bei.fall bei der SPD.) 

Pr!\sldcnt Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wetzel von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Wetz'°l: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrt-=n Damen und 
Herren! Es ist eine Selbstverständlichkeit, daß eine 
Reihe von Kleinbahnen dem Lauf der Entwick.li.mg 
zum Opfer fallen muß, jedoch ist besonders her::. 
auszustellen, ob man bei dieser Opferung von einzel
n~n ~leinb~hnen nidlt doch auf die strukturellen Ver
hältnisse der Anlieger dieser Kleinbahnen Rücksicht 
nehmen muß und ob es nicht zu verhindern ist. daß 
ein radikaler Abbau erfolgt, der - v.ielleicht augen
blicklich berechtigt - in kommenden Zeiten bedauer
lich sein könnte. 
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<Wetzei) 

Wie liegen nun die Verhältnisse bei der Selztalbahn? 
Der Bauernverband Rheinhessen und damit die Bauern
scha!t haben sich in ihrer Gesamtheit ernsthaft mit 
diesem Problem beschäftigt. Noch in der vorigen 
Woche war es nochmals Gegenstand eingehender 
Vorstandsberatung. Hierbei kam der Bauernverband 
in seiner Vorstandschaft zu der Oberzeugung, daß es 
möglich sein könnte, das Geleise zu erhalten, so daß 
damit der gesamten Landwirtschaft des Selztalgebietes 
nicht nur der Abtransport der Produkte, sondern auch 
die Anfuhr der Pr-0duktionsmittel gesichert wäre. 

Meine Damen und Herren! Ich bin der Überzeu
gung, wenn dieser Transport 

a) Produktion und 
b) Produktionsmittel 

restlos au.f die vorhandenen Straßen übernommen 
werden müßte, dann ist nicht die Frage damit gelöst, 
daß Bundesbahn oder sonstige Privatunternehmer die 
Fahrzeuge zur Verfügung stellen, sondern daß der 
Staat die Verpfüchtung hat, die Wege, auf denen ge
f&hren werden soll und muß 

a) zu erhalten und 

b) in all ihren Mängelerscheinungen so herzurichten, 
daß die Verkehrssicherheit für die Allgemeinheit er
halten bleibt. 

Ich bin davon überzeugt, daß dem Herrn Staats
sekretär Dr. Steinlein genau bekannt ist, daß das 
Durchschleusen des Personenverkehrs zur Zeit erheb
liche Bedenken ausgelöst hat und er außerdem weiß, 
daß man eine Reihe Ortsdurchfahrten auf die Dauer 
nicht mehr in ihrem jetzigen Zustand belassen könnte, 
wenn der Güterverkehr restlos auf die Straße ver
lagert würde. 

Eins ist nur bedauerlich, daß bei den langen Ver
handlungen die Interessenten, und zwar die Direkt
interessenten, die Bewohner des Selztales, durch ihre 
Gemeindevertretungen sich nicht stärker eingeschaltet 
haben, um die Vorarbeiten, die durch die einzelnen 
Gremien geleistet wurden, zu realisieren. Nach den 
letzten Ausführungen, die mir gemacht wurden, wurde 
erklärt: Wenn das Land als solches durch Obernahme 
der Gleisanlage die Weiterführung der Bahn garan
tiert, dann ist es nicht ein verlorenes Kapital, was 
vom Lande investiert werden muß, sondern dient der 
Erhaltung einer Bahnanlage, die als Schrottwert in 
10, 20 oder 30 Jahren noch dem entspricht, was sie 
heute darstellt. Auf der anderen Seite müßten die Ge
meinden bereit sein auf Grund der Absprachen, die 
mit der Bundesbahn getroffen wurden, diese als den 
Organisator zu betrachten und ein evtl. Fehlbetrag, 
der sich aus dem Gilterverkehr ergeben könnte, a ls 
Interessengemeinschaft zu tragen. 

Mir wurden Zahlen genannt von etwa 2500 bis 3000 
D-Mark, die als Betriebsrisiko entstehen könnten und 
von neun Gemeinden getragen werden sollten. Fünf 
Gemeinden haben sich bereit erklärt, sich an diesem 
De!lzit zu beteiligen. Vier Gemeinden haben eine ab
lehnende Haltung eingenomm,en. Ich habe gestern in 
meiner Fraktion schon darauf hingewiesen, daß es 
richtiger wäre - damit unterstütze ich den Antrag des 
Kollegen Beckenbach -, die Große Anfrage an den 
Wirtschaftsausschuß zu überweisen. Hier könnten alle 
in Frage kommenden Gremien - Bundesbahn und 
die Interesscngerneinscha,ft der anliegenden Gemein
den - gehört werden, damit verhindert wird, daß die 
Gleisanlagen restlos entfernt werden. Sonst stehen wir 
in ein oder zwei Jahren vor der Kardinal!rage, nach
dem nunmehr alles auf die Straße verlagert ist: wie 

beseitigen wir die bestehenden Verkehrshindernisse 
und bauen die Straßen aus, damit dem gewachsenen 
Verkehr standgehalten werden kann. rn Abwägung 
dieser Frage bin ich der festen Oberzeugung - meine 
Fraktion unterstützt dies -, daß der Wirtschaftsaus
sclmß, ehe endgültig entschieden wird, sich mit der 
Frage beschäftigt. Auch auf die Gemeinden muß ein
gewirkt werden, sich aktiv einzuschalten, um durch 
die Gesamtheit der Steuerzahler - evtl. durch Bereit
stellung von Landesmitteln - Garantie zu leisten, daß 
die Schiene so lange als möglich erhalten bleibt. 

Ich bin deshalb der Meinung, das Hohe Haus sollte 
dem gestellten Antrag zustimmen und dem Wirtschafts
und Wiederaufbauausschuß zur Aufgabe machen, in 
den nächstfolgenden Beratungen soviel A.erauszuholen 
als möglich, damit der Schienenweg im Interesse des 
Güterverkehrs und zur Entlastung der unzureichenden 
Straßen erhalten bleibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prlsldent \Volters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schultz von der 
Fraktion der FDP. 

Abg. Schulb: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Wetzei hat schon im wesentlichen das aus
gesprochen, wo Ich auch darauf hinweisen wollte, und 
zwar zu überlegen, was letzten Endes für das Land 
teurer wird, eine evtl. Obernahme der Gleisanlagen 
bzw. eine Hilfestellung dazu zu geben oder die Orts
durchfahrten im Selztal, das heißt die ganzen Straßen-
verhältnisse in Ordnung zu bringen. -

(Abg. Claus: Das müßte sowieso gemacht werden!) 

Sie werden dem anfallenden Verkehr nicht gewach
sen sein. Das Ist schon heute nicht mehr der Fall, wo 
der wesentlichste Teil der Transporte noch auf der 
Schiene durchgeführt wird. 

Eins möchte ich noch sagen. Es kann auf keinen 
Fall angehen, daß man die landwirtschaftlichen Be
triebe sozusagen zu Transportunternehmen stempelt, 
das heißt ihnen die Auflage gibt, ihre Güter, die sie 
befördern und von den Bahnstellen abholen müssen -
gerade bei den Zucker rüben -, selbst weite Strecken 
zu transportieren. Die Angabe des Herrn Staatssekre
tärs Dr. Steinlein von 2 bis 3 km erscheint mir etwas 
zu niedrig. Ich glaube, 5 bis 6 km sind schon richtiger. 
Für diese Transporte wird eine erhebliche Zeit be
nötigt. Wer in der· Praxis steht, weiß das. 

Ich möchte auch darum bitten, daß das ganze Pro
blem im Wirtschafts- ·und Wiederau.fbauausschuß noch 
einmal überprüft wird. 

(Bei.fall im Hause.) 

Prisldent Wolters: 

Meine Damen und Herren! Es ist von allen Frak
tionssprechern der Standpunkt vertreten worden, die 
Angelegenheit dem Wirtschafts- und Wiederaufbau
ausschuß zu überweisen. - Ich darf das wohl als ein
stimmige Meinung des Hauses feststellen. 

Die Große Anfrage wird also dem Wirtscha!ts- und 
Wiederaufbauausschuß zur weiteren Beratung über
wiesen. 
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kh rufe auf den Punkt 8 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Be
handlung des Oberwesterwaldkreises als Not

standsgebiet 
- Drucksache II/830 -

Die Begründung erfolgt durch den Herrn Abgeord
neten Schmidt. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren1 Dieser 
von ·uns vorgelegte Antrag geht darauf zurück, daß 
bei SchaI.fung des Begriffs „Notstandskreise" im Jahre 
1931 das damalige Preußen unter den Landkreisen, 
die in diesen Notstandsbegriff einbezogen wuräen, mit 
an erster Stelle den Oberwesterwaldkreis ansprach, 
\Veil damals schon die gesamten wirtschaftlichen und 
damit strukturellen Verhältnisse in diesem Kreis au
ßerordentlich schwer waren. Diese Tatsache allein 
würde aber zur Vorlegung unseres Antrages nicht 
genügen, wenn sich inzwischen die Verhältnisse we
sentlich gebessert hätten. Es ist aber keine Bess.erung 
eingetreten, sondern der Notstand in diesem Gebiet 
ist heute fast noch größer, als er im Jahre 1931 ge
geben war. 

Lassen Sie mich dazu einige Zahlen sagen. Die Lan
desregierung hat uns kürzlich über den Landtag die 
Veröffentlichungen des Statistischen Landesamtes über
mitteln lassen, in der auch von den Steuerkraftzahlen 
gesprochen wird, Das ist eine Veröffentlich.ung, die ich 
gere.de den Kollegen zu besonderem Studium empfehle, 
die mit komrnunalpolitischen Dingen zu tun haben. In 
dieser Veröffentlich:ung sind die Steuerkraftzahlen un
serer einzelnen Landkreise enthalten. Daraus ergibt 
sich, daß der Oberwesterwaldkreis mit lB,90 DM Steuer
kraftmeßzahl an der zweittmtersten Stelle liegt. Unter 
unserem Kreis ist nur noch ·der Landkreis Prüm mit 
rund 17 DM. 

Diese niedrige Steuerkraftzahl ist an sich schon auf
schlußreich für die wirtschaftlichen Gegebenheiten in 
dem hier angesprochenen Kreis. D:ibei hat er eine ver
hältnismäßig hohe Bevölkerungsdichte mit rund· 120 
Personen je Quadratkilometer und gehört mit zu den 
stärkstbewohnten Gebieten unseres Landes. Diese Dichte 
erklärt, warum die landwirtschaftlichen Besitzverhält
nisse so unzureichend sind. Mit 3 bis 4 ha landwirt
schaftHcher Besitzgröße im Durchschnitt ist schon fest
gestellt, daß es sich hier nicht um den wirtschaftlichen 
Haupterwerbszweig handelt. Das ist eine Basis, die, wie 
wir auf dem Westerwald oftmals sagen, zu wenig zum 
Leben und zuviel zum Sterben ist. Dazu kommt, daß 
die BesitzzerspUtterung in den Einzelbesitzungen au
ßerordentlich groß ist. kh stelle die letztere Tatsache 
fest , um gleich hier eine notwendige und mögliche 
Hilfsmaßnahme anzudeuten. 

Ich habe mir in den letzten Tagen die Mühe gemacht 
und einmal die Arbei tsmar ktvorgänge in unserem Kreise 
überprüft. Wir haben drei Arbeitsamtsnebenstellen. Da
von sind industriell besonders interessant Marienberg 
und Westerburg. Von 3$1}{) männlichen Erwerbstätigen 
im Arbeitsamtsnebenbezirk Westerburg sind seit lan
gem ständig zwischen 1200 und 1400 männliche Erwerbs
fähige arbeitslos, das heißt fast ein Drittel aller männ
lichen Arbeitskräfte ist ohne Arbeit. Am Überprü
fungstage am vorigen Samstag waren es 1280 männ
liche Arbeitskräfte, die ohne Arbeit waren. Dazu kom
men a.ber dann noch die Kurzarbeiter unserer Basalt
industrie, früher ein HB'Uptzweig unseres wirtschaft
Jichen Erwerbes, die, wie dem Wirtschaftsministerium 
bekannt ist, seit langem sehr schwacll und krisenanfäl-

lig ist. Wir. haben in. der Basaltindustrie Kurzarbeit 
zum Teil von wllchenUich 1 bis 3 Arbeitstagen. Die übri
gen Basaltarbeiter haben fast alle Schichtkürzungen 
eingeführt von 6 bis 7 Stunden je Arbeitstag, ium Ent
lassungen vorläufig zu vermeiden. Es ist aber bereits 
wieder e1ne Reihe neuer EntlasSl.mgen angekündigt, 
so daß in diesem Sektor die wirtschaltliche Entwicklung 
außerordentlich bedenklich ist. Hin:i.:u kommt neben die
ser Krisenersch(>immg auch die Auswirkung der wirt
sch·':lftlichen Krise aus dem Siegerland. Der Großteil 
unserer heimischen Arbeitskräfte arbeitet im Sieger
länder Wirtschaftsraum und damit auch zum Teil im 
Raum des Kreises Altenkirchen. Die Krise, die dieser 
Siegerländer Erzbergbau zur Zeit durchlebt, wirkt sich, 
wie es ganz natürlich ist, in erster Linie auf die Einzugs
gebiete von Arbeitskräften. die am Rande lieg~n, aus. 
Vo·n unseren· Bergleuten, die in den genannten Amts
bezirken wohnen, ist fast die Hälfte zur Zeit entlassen 
bzw. hat Mitteilung, daß sie gekündigt werden. Das 
ist aber nicht alleine die Auswirkung, sondern es kommt 
noch etV\ras· anderes hinzu. 

Wir haben im Arbeitsamtsnebenbezirk Marienberg 
80-0 Arbeiter im Baugewerbe regisb:iert. Davon sind bis 
zur Stunde noch 220 arbeitslos. Im Arbeitsamtsneben
bezlrk Westerburg waren insgesamt 616 arbeitslose 
Bau~ und Bauhilfsarbeiter registriert. Das kommt da
her, daß im Siegerl:md die Arbeitsämter die von den 
Gruben entl<1ssenen Arbeiter in erster Linie als Bau
hilfskriifte wieder in ihr heimisches Ba\1gewerbe ver
mitteln, so daß unsere alten heimischen Bauhilfsarbei
ter dol't die Arbeitsstätte gesperrt bekommen haben. 

· l~ .'wollte Ihnen nur diese wenigen Zahlen vortragen, 
um Ihnen zu sagen. daß es sich hier um ein Notstands
gebiet erster Art handelt. Mir ist bekannt, daß Auswir
kungen von wirtschaftspolitischen Vorgängen auch in 
einigen anderen Kreisen unseres Landes zur Zeit be
so;nders zu beobacliten sind. Ich denke vor allem an die 
L8,,I1.dkreise Landstuhl, Kusel und Birkenfeld, die ja 
aus den gleichen R<1ndvorgängen, wie ich sie eben von 
dem Siegerland für uns festgehalten ha•be, auch dort 
zur Zeit einem großen Rücklaufprozeß in der Beschäf
tigungsziffer unterliegen. Diese Kreise - ich habe nur 
filr tm$eren Kreis den Antr<1g gestellt - haben zur Zeit 
Folgen von wirtschaftlichen Dispositionen zu tragen, 
auf die sie selbst keine Einflußmöglichkeit haben. Un
ser Oberwesterwaldkreis ist auch nicht in der Lage, von 
sich nus irgendwelche Auffangmaßnahmen durchzufüh
ren. Wir lleogen mit 57 v. H. Krei~umbge nach wie vor 
an der Spitze aller Landkreise, ·haben also keine eigene 
Gegenwirkungsmöglichkeit. In dieser Situation s1nd wir 
auf andere Hilfe angewi'esen. Unser Antrag verfolgt 
den Zwecll:, diese verstärkte Hilfe zu erreichen. Ich weiß, 
der Herr Vertreter des Wirtschaftsministers wird mir 
venn'Utlich gleich mit einer Reihe von Zahlen antwor
ten und darauf hinweisen, was dort in dem Gebiet be
reits geschehen sei. Er wird mich wahrscheinlich auf 
die 150 000 D;M für die Gmbe „Alexandria" verweisen. 
Wir danken dem Landtag für diese Hilfsmaßnahme. 
Aber ich darf den Herrn Staatssekretär Dr. Steinlein 
darauf hinweisen, daß sich diese Hilfämaßnahme ru
nä>chst nicht auswirkt auf den jetzigen Zustand. Die 
150 000 D~1 sind da, um vielleicht 10 oder 12 Arbeiter 
a~ den Bohr~schinen zu beschliftigen. Ein wirtschaft
licher Vorteil im Sinne der Entlastung des Arbeitsmark
tes ist V'!O'hl nicht zu erwarten. Wenn man im übrigen 
dera.rtj,ge Hilfsmaßnahmen skizziert, dann muß man 
auch demgegenüber die Hilfsmaßnahmen stellen, die 
auch andere· Kreise im Zuge_ der Gesamtdispositionen 
unsererseits erfahren. Aber auch der Herr Kollege Kali
nowski, .der ebenfalls aus unserem Kreise kommt, 
wird mir bestätigen, wie ungeheuer groß die Not dort 
in vielen Familien geworden ist. Wenn sich diese 
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Not noch nicht in dem Haushalt der einzelnen Dörfer 
auswirkt, dann !Ohre ich das dara<u.! zurück, daß wir 
in .unseren Gemeinden eine bessere wirtscha!Uiche Un
termauerung haben, als das sonstwo der Fall ist. W~n.;i 
diese Gegebenheit nicht vorhanden wäre, dann hätten 
wir länist den vBlligen Bankrott erklären müssen. 

Wir h31ben es als Westerwälder außerordentlich be
dauert, daß sich der Bundestag nicht entschließen 
konnte, von den lC Millionen DM, die der Hert Bun
deskanzler .für Stimmungsmache zur Verfügung hat, 
4 Mlllionen DM dem wirtschaftlichen Notstendsgebiet 
zur Ver!(lgun.g zu stellen. Es wäre vielleicht eine min
destens so gute Anla·ge für die Bundesrepublik und 
Bundesregierung gewesen, als sie jetzt gesteuert wird. 

Wir beda.uern noch mehr, daß die Bundesregierung 
es bis zur Stunde versäumt hat, bei dem Vorgang im 
Siegerlande die aus der Montanunion sich ergebende 
Möglichkeit zu beanspruchen. Der Montanunionsvertrag 
sieht in § 23 eine überigangsbestimmung vor, wonach 
für diejenigen Gebiete eine Ubergangshilfe gewährt 
werden kann, in denen infolge der Dispositionen der 
Montanunion Schwierigkeiten auftreten. Die Bundes
regierung möie sich die Dinge. die sich hier in kleinen 
Räumen abspielen, ansehen und sie möge daraus die 
Konsequenzen ziehen, indem sie von dieser M~lich
keit, überean1shilfe zu beantragen, schnellstens Ge
brauch macht. Es hat ga.r keinen Wert, solche Möglich
keiten nur deshalb außer Acht zu lassen, weil man nicht 
!eststellen und erklären will, daß man seinerzeit bei der 
Betrachtung der Gesamtfrage die Dinge falsch gesehen 
hat. T!\tsache ist, d.aß hier Tausende von Menschen in
folge der Auswirkung dieser Entwicklung vor einem 
wirtschaftlichen Nichts · stehen und diaß dar.aus die 
Konsequenzen gezogen werden müssen, Konsequenzen 
besonders dann, wenn sie nicht nur zu Lasten des Bun
des oder unseres Landes gehen. Wenn die Übergangs
verträge die Möglichkeit vorgesehen haben, dann soll 
man dlese Mö.illchkeit ausschöpfen und sich nicht ein
.fach mit kleinen Hll!smaßnahmen abfinden, die an dem 
Krankheitszustand, in dem sich unser Gebiet befindet, 
nichts lindern werden. 

' 
Ich bitte dßher die Landesregierung, sich diese Dinie 

sehr aufmerksam anzusehen und Maßnahmen zu prü
fen, die eine Wendung dieses Zustandes erreichen; 
denn an diesen Verhältnissen entwickeln sich politische 
Kräfte, die wir nicht entwickelt seh,en möchten. Meine 
Damen und Herren, es hat gar keinen Wert, immer nur 
von den polltischen Gefahren zu reden, die von den 
antidemokratischen Kräften auf uns zu kommen, wenn 
wir nicht in die Lage versetzt werden, solche wirtschaft
liche Notstandsherde auszuräumen; erst das Ausräu
men solcher Notstandsherde wird auch die antidemo
kratischen Krä!te hoffnungslos machen. 

Prlsldcnt Wolters: 

Meine Damen und Herren! Der Ältestenrat schlägt 
Ihnen vor, den Antrag der Fraktion der SPD an den 
Wirtschartsausschuß und an den Hauptaussdluß zu 
überweisen. 

(Abg. Steger: Finanzausschuß!) 

Ich glaube, es wird zweckmäßig sein, wenn wir den 
An trag zunächst einmal an die beiden vorgenannten 
Ausschusse überweisen. Es wird sich dann später ent
scheiden, ob eine Überweisung an den FinanzausschlUß 
notwendlg ist. Das Haus ist mit der überwe!su?J;i an 
dfe beiden genannten Aussch(isse einverstanden. 

1 

"" •• • ~1,1„11.ti;1 11,t.~,
1

„lij,.,1ff"°' ~-----'--'-~~-~-------1........'.. __ ! · .„1 . .__._. · 

Ich rufe auf den Punkt 9 der Tagesordnung: 

~rlchterstattung des Ausschusses für Sozlalpulfilk 
und Fragen der Vertriebenen zum Antrag der Frak
tion der CDU betr. einheitliches Ausführungsgesetz 
zum Reldlsju~endwoblfabrts1esetz und Bildun1 von 
Jugendamts&!fSschüssen In der durch das Bundes-

. Kesetz vom 28. August 1953 vorg-escbrlebcnen Form 
- Drucksache II/741 -

Die Berichterstattung erfolgt durch Frau Abgeordnete 
D:iu.ber. Ich erteile ihr das Wort. 

Frau Abg. Dauber: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der So
zialpolitisctie Ausschuß hat i:n seiner Sitzung vom 
19. Iftärz 1954 Stellung genommen zum Erlaßentwurf der 
Regierung, der es den krels!reien Städten und den 
Landkreisen ennöglichen soll, sofort ein Jugendamt 
einzurichten, wie es im Bundesgesetz zur Änderung von 
Vorschriften des RJWG vom 28. August 1953 verlangt 
wird. 

Der Sozialpolitische Ausschuß hat einige Änderungen 
vorgenommen. Er hat sodann im Interesse der anlau
fenden Arbeit gewisse Bedenken zurückgestellt und 
dem Erlaßentwurf mit Mehrheit zugestimmt. Dabei war 
sich der Ausschuß aber darüber einig, daß nach Vorlage 
des Landesgesetzes zum RJWG die noch strittigen Fra
gen endgültig geregelt werden müssen und hofft, dies 
bald tun zu können. 

(Bravo-Rufe .und Beifall des Hauses.) 

Prisldent Wolters: 

Idl. danke Frau Dauber für ihre Berichterstattung. 
Diesen Punkt der Ta.gesordnun& können wir damit als 
erledigt betrachten. 

Ich rufe auf Punkt 10 der Ta,iesordnung: 

&richterstattung des Hauptausschusses sowie des 
llecbts- und GeschäCtsordnungsanssdtusses :zum 
Entschlleßungsantrag- der Fraktion der SPD zum 
Einzelplan 05 - Ministerium der Justiz - betreffend 

Wiederherstellung der Ortsgcrlchte 
- Drucksache II/558/704/834 -

Die Berichterstattung für beide Ausschüsse erfolgt 
durch den Herrn Abgeordneten Schuler. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abg. Schuler! 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Be
richterstattung kann sehr kurz sein. Aus den Kreisen 
der Bevölkerung war die Befürchtung laut geworden, 
daß die in den Kreisen Montabaur, Rheinhessen, Alten
kirchen bestehenden Ortsgerichte in ihren Funktionen 
geschmälert worden seien. Das trat im gewissen Sinne 
auch zu, denn die Ortsgerichte haben - bekanntlich oder 
nicht bekanntlich - das Recht, auch Liegenschaftsver
kiufe zu tätigen und zu bestätigen bis zur Grenze von 
einem Wert von 500 Mark. Durch das Bundesnotariats
gesetz war dieses Recht der Ortsgerichte vorübergehend 
- Herr Kollege Schmidt, vorübergehend! - beschnitten, 
denn Bundesrecht bricht ja ~ekanntlich Landesrecht. 

(Abg. Schmidt: Durch Landesrecht war es 
beschnitten!) 

- Nein, durch das Notarlatsgesetz. Man hat das aber 
rechtzeitig erkannt, Herr Kollege Schmidt, und hat 
durch ein Bundesgesetz von 1950 dieo;e Schwierigkeit 
behoben und hat den Ortsgerich.ten Ihre trUheren Rechte 

.. „ 
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wieder eingeräumt. Seit Erlaß dieses Bundesgesetzes 
von 195-0 trifft also die Befürchtung der Bevtilkerung 
- die auch teilweise hier in diesem Hohen Hause Platz 
gegriffen hatte - nicht mehr zu. Die Tätigkeit der Orts
gerichte - das ist ausdrücklich festgestellt - ist zur Zeit, 
und zwar seit ~em Jahre 1950, nicht mehr beschränkt. 
Deswegen hat Ihnen der Rechts- und ~schäftsord
nungsausschuß in der Drucksacll.e II/834 empfohlen. die 
frühere Drucksache II/558 als erledigt zu betrachten. 

Es ist dann inzwischen an das Hohe Haus die Druck
sache II/704 gelangt, ein Antrag aus dem Hauptaus
schuß, nach dessen Wortlaut diese Ortsgerichte im gan
zen Lande eingeführt werden möchten. Der Rechts- und 
Geschäftsordnungsauss>ehuß ist zu dem Ergebnis ge
kommen, daß dieser An.trag vom Hauptausschuß nicht 
gestellt werden durfte, weil dafür der Hauptaius.s.huß 
nicht zuständig war. 

(Abg. Kuraner: Das haben wir auch nicht beschlossen!) 

- Ganz richtig, Herr Kollege Kuraner, ich bin da ganz 
Ihrer Meinung, die Fassung dieses Antrages ist unglück
lich gewählt. So war es g.ar nicht .gemeint, wndern wir 
wollten im Hauptausschuß lediglich einen Antrag an 
das Hohe Haus gelangen lassen, in dem die Landes
regierung gebeten werden sollte, zu prüfen, ob es nicht 
zweckmäßig sei, die Ortsgerichte auch. in den anderen 
Landesteilen einzuführen. 

Ich habe an sich als Berichterstatter nicht das Recht, 
zur Sache zu sprechen, weil der Rechts- und Geschäfts
ordnungsausschuß zu dem Ergebnis gekommen ist, der 
Antrag sei unzulässig. Aber wenn Sie mir trotzdem 
gestatten, ein Wort dazu zu sagen; Die Sache ist eben
falls erledigt, und zwar dadurch., daß wir heute keine 
neuen Ortsgerichte mehr einführen können, weil diese 
nun im Widerspruch zum Bundesgesetz stünden. Das 
Bundesnotariatsgesetz sieht vor, daß die Beurkundung 
dieser Verträge ausschließlich durch die Notariate er
folgt und erfolgen muß, mit Ausnahme der schon be
stehenden Ortsgerichte. Damit ist der Antrag auch 
sachlich hinfällig, wobei hinzukommt - wenn ich das 
als letzte Ergänzung noch sagen darf -, daß die Regie
rung Ermittlungen angestellt hat und daß das Ergeb
nis dieser Ermittlungen darin bestand, daß aus den 
übrigen Landesteilen der Wunsch auf Einführung der 
ortsfremden Ortsgerichte nicht laut geworden ist, so 
daß auch aus diesem Grunde dieser Antrag hinfällig 
ist. 

Ich bitte also im Sinne der Drucksache II/634 um die 
Entscheidung des Hohen Hauses. 

(Abg. Schmidt: Herr Kollege, hoffentlich sagt 
jetzt das Justizministerium mit aller Klarheit, 

was los ist!) 

Präsident Wolters: 

Meine Damen und Herren! Das Justizministerium 
wird gehört haben, was der Herr Berichterstatter so
eben gesagt hat. Ich lasse daher der Einfachheit hal
ber nur über den Antrag II/834 abstimmen. Ich glaube, 
das ist sachlich das zweckmäßigste. Wer dem Antrag - li 
II/834 seine Zustimmung geben will, den bitte ich um 
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Ich stelle die ! 
einstimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf Punkt 11 der Tagesordnung: 

Antrag der Fraktion der SPD betreffend Ein
grupJ)ierung der Polizei- und Gendarmerie~ 

kommissare 
- Drucksache IV837 -

Meine Damen und Herren, ich schlage lhnen vor, 
diesen Antrag an den Hauptausschuß und an den 
Haushalts- und Finanzausschuß zu überweisen. 

(Innenminister Dr. Zimmer: Zunächst in der 
Reihenfolge vielleicht an den Finanzausschuß!) 

- Sie sind der Auffassung, zunächst Überweisung an 
den Finanzausschuß? - Der Herr Minister ist der Auf
fassung, daß die 'Oberweisung zunächst an den Haus
halts- und Finanzausschuß und dann an den Haupt
ausschuß erfolgen sollte. Das Haus ist mit dieser Rei
henfolge einverstanden. 

Iclrrufe auf Punkt 12 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines Landesgesetzes zur Ände
rung des Gesetzes gegen den verbrecherischen 
und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng-

stoffen 
- Drucksache II/838 -

Ich schlage vor, diesen ~etzentwurf zur Beratung 
dem Rechts- und ~schäftsordnungsausschuß zu über
weisen. Das Haus ist damit einverstanden. 

Ici:i. J;~_e _ a~~ __ Punkt 13 der Tagesordnung: 

Erste Beratung eines La.ndesgesetzes iiber den 
AbsOOJ.uß eines Abko:mmens zwischen den Län
dern Baden-Wiirttemberg, Hessen, Nordrbein
Westfalen und Rheinland-Pfalz über die Glle-' 
derung der Scbiffa.hrtsgericbtsbezirke im Rhein-

stromgebiet 
- Drucksache II/839 -

Die Begründung zu diesem Gesetz wird Ihnen mit 
der gedruckten Drucksache noch besonders zugehen. 
Ich schlage Ihnen vor, auch diesen Gesetzentwurf an 
den Rechts- und Geschäftsordnungsausschuß zu über
weisen. Das Haus ist damit einve1·:;tanden. 

Wir kommen zu Punkt 14 der Tagesordnung: 

Antrag des Peütionsa.usschusses betreffend 
beratene Eingaben 

- Drucksache II/835 -

Wer dem Antrag des Petitionsausschusses, Druck
sache rI/835, seine Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Ich stelle die einstimmige 
Annahme fest. 

Meine Damen und Herren! Wir sind damit an den 
Schiuß unserer heutigen Sitzung gekommen. Bezüg
lich der nächsten Sitzung darf ich Sie bitten, den Prä
sidenten zu ermächtigen, im Einvernehmen mit dem 
.Ältestenrat den Termin festzusetzen . Wir kommen et
was in Terminschwierigkeiten mit den Pfingstfeier
tagen, aber auch mit dem Ende des Monats stattfin
denden Bundesparteitag der CDU. Ich bitte deshalb 
um· Ihre :!Ermächtigung, den Termin der nächsten Sit
zung rechtzeitig im Einvernehmen mit dem Ältesten
rat festzusetzen. Das Haus ist damit einverstanden. 

Meine Damen und Herren! Ich darf dann die Sit
zung schließen, und ich wünsche Ihnen allen eine gute 
Heimfahrt. 

Se h l uß der Sitzung: 13.13 Uhr. 


